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Sonder-Ausgabe ! 


Katowice, den 1. Februar 1928. 


| 3. Jahrgang 


Sorgfältig aufbewahren! 


Das neue polniſche Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


(Forlſetzung.) 


In unſerer Monatsſchrift vom 1. Januar d. Is. haben wir einen 
Teil des neuen Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes veröffentlicht. 

Wir fahren mit der Veröffentlichung des genauen Wortlautes 
dieſes ſo umfangreichen Geſetzes fort und bringen in dieſer Aus⸗ 
gabe ſämtliche reſtliche Beſtimmungen genau dem Wortlaut des 
Geſetzes entſprechend zum Abdruck. 

An einer anderen Stelle kommt ein Auszug der wichtigſten 
Beſtimmungen aus der Ausführungsverordnung zu diefem Geſetz und 
aus einer Bekanntmachung der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt in 
Krol Huta zur Veröffentlichung. 

Das Entgelt, das der Anrechnung zur Pflichtverſicherung 

unkerliegt. 

Art. 11. Zum Entgelt, das der Anrechnung zur Verſicherung 
unterliegt, gehört außer dem ſtändigen baren Monatsgehalt auch der 
Anteil an Gewinnen, Vergütungen in natura und allen anderen 
Entſchädigungen, die der verſicherte Angeſtellte vom Arbeitgeber an⸗ 
ſtelle vom Gehalt auf Grund rechtlicher Vorſchriften eines Vertrages 
oder einer Sitte erhält. 

Als Monatsgehalt gilt bei täglicher Auszahlung der 25 fache 
Betrag des Tagesverdienſtes, bei wöchentlicher Auszahlung der 4- 
fache Betrag des Wochenverdienſtes. 

Eine Vergütung, die im ganzen oder zu einem beſtimmten 
Teile in längeren als monatlichen Zeitabſchnitten bezogen wird, 
wird in entſprechendem Monatsverchältnis berechnet. 

Art. 12. Eine veränderliche Entſchädigung (Tantieme, Proviſion 
uſw.) ijt im erſten Abrechnungszeitraum in einer zwiſchen dem Arbeit⸗ 
geber und dem Arbeitnehmer vereinbarten oder durch den Arbeits 
geber und dem Arbeitnehmer übereinſtimmend ſchätzungsweiſe feſt⸗ 
geſetzten Quote zu berechnen und nachher im monatlichen Teilver- 
hältnis. 

Art. 13. Den Wert der Naturalbezüge ſetzt die Verſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte bezw. auf Antrag dieſer Anſtalt die Kreis⸗ 
verwaltungsbehörde, die für den Beſchäftgungsort des Angeſtellten 
zuſtändig iſt, nach Anhörung ber Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver⸗ 
bände fejt. 

Art. 14. 
chend dem erhaltenen Entgelt (Art. 11—13) in die 
dienſtgruppe eingereiht: 


Die verſicherungspflichtigen Perſonen werden entjpres 
folgende Ber- 


Verdienſtgruppe Das derſelben entſpr. Grundgeh. 
A. von 60 bis 90 zl. monatl. ausſchl. 60 zl. 
B. von 90 bis 120 zl. monatl. ausſchl. 90 zl. 
E. von 120 bis 150 zl. monatl. ausſchl. 120 zl. 
D. von 150 bis 180 zl. monatl. ausſchl. 150 zl. 
E. von 180 bis 220 zl. monatl. ausſchl. 180 zl. 
F. von 220 bis 260 zl. monatl. ausſchl. 220 zl. 
N G. von 260 bis 300 zl. monatl. ausſchl. 260 zl. 
| H. von 300 bis 360 zl. monatl. ausſchl. 300 zl. 
J. von 360 bis 420 zl. monatl. ausſchl. 360 zl. 
J. von 420 bis 480 zl. monatl. ausſchl. 420 zl. 
: K. von 480 bis 560 zl. monatl. ausſchl. 480 zl. 
r L. von 560 bis 640 zl. monatl. ausſchl. 560 zl. 
M. von 640 bis 720 zl. monatl. ausſchl. 640 zl. 
` N. von 720 und mehr zl. monatl. ausſchl. 720 zl. 


Perſonen, die für ihre Verdienſte keinen Entgelt oder weniger 
als 60 Zloty monatlich erhalten, unterliegen der Verſicherung gemäß 
Gruppe A, während die Perſonen, deren monalliches Entgelt 720 31. 


überſteigt, in die höchſte Gruppe eingereiht werden, und zwar: 
Gruppe N. hinſichtlich der im Art. 1 Punkt 2 bis 4 genannten 
Verſicherung und Gruppe L. hinſichtlich der Verſicherung im Falle 
der Arbeitsloſigkeit. 

Der Miniſterrat kann im Verordnungswege auf Antrag des 
Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge die Einteilung in Ver⸗ 
dienſtgruppen aufheben und als Grundlage für die Bemeſſung der 
Verſicherungsbeiträge das tatjöchlich erhaltene Entgelt bis zu einer 
beſtimmten Maximalhöhe des zu berechnenden Entgeltes und mit 
einer beſtimmten Abrundung des empfangenen monatlichen Gnt- 
geltes einführen. 

Der Miniſterrat kann gleichfalls in derſelben Weiſe, falls ſich 
die wirtſchaſtlichen Verhältniſſe ändern, weitere höhere Verdienſt⸗ 
gruppen einführen oder die im 1. Abſatz bezeichneten Gruppen 
herabſetzen. 

Die Arten der Verſicherungsleiſtungen und Bedingungen, 
unfer denen ſie zu erlangen find. 

Art. 15. Die in dieſer Verordnung vorgeſehenen Leiſtungen 
beſtehen aus: 

A) Leiſtungen im Falle der Arbeitsloſigkeit: 

1. Unterſtützungen bei Arbeitslofigkeit (Art. 17); 

2. Zahlung der Beiträge für die Krankenverſicherung der 
Arbeitsloſen (Art. 17 und 20); 

3. Reiſeunterſtüzungen (Art. 17 und 21). 

B) Penſionsleiſtungen: 

Invalidenrente (Art. 22 und 23); 

Altersrente (Art. 24); 

Heilhilſe für den Verſicherten (Art. 25); 
Witwenrente (Art. 26) oder Witwenrente (Art. 27), 
Waiſenrente (Art. 28 und 29); 

6. Einmaliger Abfindung für den Verſicherten 
Witwe (den Wilmer) bzw. Waifen oder Eltern 
Verſicherten (Art. 30). 

Art. 16. Die im Artikel 15 bezeichneten Leiſtungen mit Aus⸗ 
nahme der einmaligen Abfindung (Art. 15, Buchſt. B., Ziffer 6) 
ſind außer von den beſonderen Bedingungen zur Erlangung des 
Anſpruches auf die einzelnen Leiſtungen von der Mindeſtdauer der 
Verſicherung, die das Recht auf Leiſtungen begründet, abhängig. 
(Wartezeit.) 

Die Wartezeit zur Erlangung des Anſpruches auf Leiſtungen im 
Falle der Arbeitsloſigkeit (Art. 15, Buchſt. A.) beträgt 6 Beitrags- 
monate, die im Laufe des letzten Jahres rückzählend vom Tage des 
Verluſtes der Beſchäftigung zurückgelegt worden find, 

Die erneute Erlangung des Rechts auf Leiſtungen im Falle der 
Arbeitsloſigkeik nach Erlöſchen dieſer Rechte gemäß Art. 57 kann 
nach Zurücklegung von 6 Beitragsmonaten im Lauſe des letzten 
Jahres des vom Tage des Verluſtes der letzten Beſchäftigung rück⸗ 
wärts gerechnet wird, erfolgen. 

Die Zeit der militäriſchen Uebungen, ſowie die Krankheitszeit 
werden als eine Unterbrechung angefehen, um die fich die obige 
Jahresfriſt verlängert. i 

Für Penſionsleiſtungen (Art. 15, Buchſt. B.) mit Ausnahme 
der einmaligen Abfindung (Art. 15, Buchſt. B., Ziffer 6) beträgt die 
Wartezeit 60 vor dem Eintritt des Verſicherungsfalles zurückgelegte 
Beitragsmonate. Diefe Bedingung entfällt, wenn die Berufsunfähig⸗ 
keit oder der Tod des Verſicherten infolge eines Unglücksfalles ein⸗ 


S eTa 


oder für die 
der Ver⸗ 


getreten ft, der zu den Leiſtungen gemäß den geltenden Vorſchriften 
des Unfallverſicherungsgeſetzes berechtigt. 

Art. 17. Auf die Leiſtungen im Falle der Arbeitsloſigkeit hal 
der Verſicherte Anſpruch, wenn er 

1. arbeitsunfähig iſt; 

2. ununterbrochen arbeitslos bleibt, infolge der Unmöglichkeit 
eine entſprechende Beſchäftigung zu finden (Art, 18 und 19). 

3. in vorgeſchriebener Weiſe ſeine Anſprüche angemeldet hat. 

Wird ein Zeitraum von wenigftens zwei Monaten, während dem 
der Verſicherte arbeitslos war, von einer nicht länger als zwei 
Monate dauernden, vorübergehenden Beſchäftigung unterbrochen, ſo 
wird angenommen, daß der Verſicherte im Sinne des Punkt 2 Abſ. 1 
dieſes Artikels unterbrochenen arbeitslos bleibt, mit dem Vorbehalt 
der Beſtimmungen des Artikels 50, Ziffer 8. 

Der Anſpruch auf Leiſtungen im Falle der Arbeitsloſigkeit ent⸗ 
ſteht für die verſicherte Perſon nicht, wenn ſie 

1. ohne eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung iſt, 
ſich wirtſchaftlich ſelbſtändig gemacht hat; 

2. freiwillig ihre Beſchäſtigung im Zuſammenhang mit ihrer 

Eheſchließung aufgegeben hat, falls es fih um weibliche 
Perſonen handelt. 

Dus Recht auf die Unterſtützung 
ſteht demjenigen Verſicherten nicht zu, 
lorenen Beſchäſtigung eine Entſchadigung weder in bar 
Naturalien erhalten hat. 

Art. 18. Als eine entſprechende Beſchäftigung im Sinne des 
Art. 17, Abſ. 1, Punkt 2, muß jede Beſchäftigung angeſehen werden, 
die den körperlichen Fähigkeiten, der Berufsausbildung und der Be- 
fähigung des Verſicherten entſpricht und die für die Geſundheit oder 
die guten Sitten nicht ſchädlich iſt. 

Der Arbeitsloſe iſt verpflichtet, die ihm vorgeſchlagene Beſchäf⸗ 
tigung, die im vorhergehenden Abſchnitt bezeichnet iſt, anzunehmen. 

Der Arbeitsloſe iſt verpflichtet, die ihm vorgeſchlagene, im 2. 
Abſatz näher bezeichnete Beſchäftigung auch außerhalb des Gebietes 
feines bisherigen Beſchäftigungs- oder Auſenhaltsortes anzunehmen, 
wenn in dem neuen Beſchäftigungsort die Erlangung einer ent: 
ſprechenden Wohnung möglich iſt. 

Art. 19. Eine Beſchäftigung gilt als ungeeignet: 

1. wenn die Entſchädigung niedriger ift oder die Arbeitsbedin⸗ 
gungen ſchlechter ſind, als die am neuen Beſchäftigungsorte 
allgemein üblichen; 

2. wenn das Unternehmen, in dem die Beſchäftigung vorge— 
ſchlagen wird, von einem Wirtſchaftsſtreit betroffen iſt. 

Art. 20. Für die Berficherung in einer Sozialverficherungskaſſe 
(Raja Übezpieczen Spoleeznych), für einen Krankheitsfall hat gegen 
Zahlung eines entſprechenden Beitrages (Art. 36) ſeitens der Ange: 
ſtelltenverſicherungsanſtalt die zum Bezuge der Leiſtungen für den 
Fall der Arbeitsloſigkeit berechtigte Perſon ein Anrecht, die aus ihrer 
Verſicherung in der Sozialverficherungskaſſe vor Verluſt der Beſchäf⸗ 
tigung kein Anſpruch mehr hat auf Heilhilfe und Geldunterſtützung, 
und in dem Art. 17 letzter Abſatz vorgeſehenen Falle diejenige 
Perſon, die keinen Anſpruch mehr auf Heilhilfe hat. 

Art. 21. Einen Anſpruch auf Reiſeunterſtützung hat der Arbeits- 
loſe, der eine entſprechende Beſchäſtigung (Art. 18) außerhalb des 
letzten Beſchäftigungs⸗ oder Wohnortes erhalten hat. 

Art. 22. Auf eine Invalidenkarte hat der Verſicherte Anſpruch, 
der unfähig zur Ausübung ſeines Berufes iſt, unabhängig von 
ſeinem Alter. 

Als unfähig zur Ausübung ſeines Berufes gilt ein Angeſtellter, 
deſſen Fähigkeit zur Ausübung des Berufes infolge körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechlichkeit, bzw. infolge Verſalls der körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte auf weniger als 50 Prozent der Befähigung von 
körperlich oder geiſtig geſunden Perſonen mit ähnlicher Berufs⸗ 
befähigung geſunken iſt. 

Bei der Enticheidung der Frage welche Beſchäſtigung des Ange⸗ 
ſtellten als fein Beruf anzuſehen ift, iſt vor allem zu berückſichtigen 
die Fachausbildung des Angeſtellten, ferner die Zeitdauer der Aus⸗ 
übung der betreffenden Beſchäftigung während der Zeit der vollen 
Berufsbefähigung, ſowie die Berufszugehörigkeit, der der Angeſtellte 
während der Zeit der vollen Berufsbefähigung Ausdruck gegeben hal, 
und endlich andere, geeignete, weſentliche Merkmale. 

Art. 23. Auf die Invalidenrente hat keinen Anſpruch derjenige, 
der feine Berufsunſähigkeit abfichtlich verurſacht hat. 

In dieſem Falle kann den Perſonen, denen gegenüber der Ver— 
ſicherte geſetzlich unterhaltungspflichtig iſt, eine Unterſtützung zuge⸗ 
ſprochen werden bis zur Höhe der Invalidenrente, auf die der Wer- 
ſicherte Anſpruch hätte. 

Art. 24. Das Recht auf Alkersrenle ſiehl einem Verſicherlen zu: 

1. männlichen Geſchlechts — nach Beendigung des 65. Lebens- 
jahres oder nach Erreichung von 480 Beiltagsmonaien und 
Beendigung von mindeſkens 60 Lebensjahren; 


weil ſie 


im Falle der Arbeitsloſigkeit 
der in feiner zuletzt ver- 
noch in 


2. weiblichen Geſchlechts — nach Beendigung des 65. Lebens- 
jahres oder Erreichung von 420 Beittagsmonaten und Been- 
digung von mindeſtens 55 Lebensjahren. 

Das Recht auf die Altersrente ift unabhängig von dem Umſtand, 
ob der Verſicherte zur Ausübung des Berufes fähig ift oder ob er 
weiterhin in ſeiner Stellung verbleibt. 

Der Aufſchub des Altersrentenbezuges bei gleichzeitiger Weiter⸗ 
zahlung der Verſicherungsbeiträge kann auf Antrag des Berechtigten 
nur dann erfolgen, wenn der Verſicherte noch nicht 480 Beitrags⸗ 
monate erreicht hat und die Beſchäftigung, die die Verſicherungspflicht 
zur Folge hat, ſortſetzt. 

tach Erreichung von 480 Beitragsmonaten erliſcht in jedem Full 
die Pflicht zur Zahlung der Verſicherungsbeiträge. Für einen Ange⸗ 
ſtellten, der den Aufſchub des Altersrentenbezugs verlangt hat, ent⸗ 
richtet der Arbeitgeber für die ganze Zeit der Weiterbeſchäftigung den 
Verſicherungsbeitrag nach denſelben Grundſätzen, die ihn verpflichten 
würden, wenn dem Angeſtellten das Recht auf die Altersrente nicht 
zuſtehen würde. Die Anſprucherhebung des Verſicherten auf die 
Altersrente befreit den Arbeitgeber von der Weiterzahlung der 
Beiträge. 

Art. 25. Auf die Heilhilfe auf Koften der Angeſtellten⸗Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt hat derjenige Verſicherte Anſpruch, der nach Aus- 
nutzung des Unterſtutzungszeitraums in der Sozialverſicherungskafſe 
weiterhin krank bleibt, und zwar unabhängig von dem Recht auf die 
Invaliden- oder Altersrente. 

Art. 26. Auf die Witwenrente hat die Witwe eines Verſicherten 
Anſpruch, der im Augenblick ſeines Todes auf Grund dieſer Verord⸗ 
nung die Invaliden- oder Altersrente erhält, bzw. dem im Augen- 
blick ſeines Todes das Anrecht auf eine ſolche Rente zugeſtanden 
hat, falls nicht die unten bezeichneten Umſtände vorliegen, die das 
Anrecht auf die Witwenrente ausſchließen. Umſtände, die das 
Recht auf die Witwenrente ausſchließen, ſind: 

1. der Tod des verſicherten Ehegatten vor Ablauf von 6 Mo⸗ 
naten ſeit dem Tage der Eheſchließung mit Ausnahme des 
Falles, wo der Tod aus Urſachen erfolgt iſt, die nach der 
Eheſchließung eingetreten ſind; 

2. die Eheſchließung mit dem Verſicherten nach Beendigung 
ſeines 55. Lebensjahres oder in dem Augenblick, in dem er 
bereits auf Grund dieſer Verordnung die Invaliden⸗ bzw. 
Altersrente bezog; 

3. eine durch Schuld der Ehefrau verurſachte Trennung der Ehe 
(Eheſcheidung), die für die Ehegatten im Augenblick des 
Todes verbindlich ift und auf die in den geltenden Rechts 
vorſchriſten vorgeſehene Weiſe ausgeſprochen iſt; 

4. eine gemäß den geltenden Rechtsvorſchriſten durchgeführte 
Scheidung. 

Art. 27. Unter den entſprechenden Bedingungen wie im Ark. 26 
hat Anſpruch auf die Rente einer verſtorbenen, verſicherten weiblichen 
Perſon der hinterbliebene Gatte, der unfähig zur Ausübung ſeines 
Beruſes iſt (Art. 22, Abſ. 2 und 3), wenn er und folange er die 
für den Lebensunterhalt notwendigen Mittel nicht beſitzt und die 
verſtorbene Gattin die Ausgaben für den Unterhalt der Familie ganz 
oder zum überwiegenden Teil getragen hat. 

Art. 28. Das Recht auf die Waiſenrente beſteht für jedes 
Kind unter 18 Jahren im Falle des Todes des verſicherten Paters 
oder der verſicherten Mutter, falls der verſtorbene Vater bzw. die 
Mutter die Invaliden⸗ oder Altersrente erhalten haben oder ihnen 
bei ihrem Tode das Anrecht auf eine derartige Rente zugeſtanden hat 

Falls einem Kinde gleichzeitig das Recht auf die Waiſenrente 
des verſtorbenen Vaters oder der verſtorbenen Mutter zuſteht, wird 
nur die Waiſenrente des Vaters oder die der Mutter berechnet, je nach 
dem, welche Rente höher iſt. 8 

Das Recht auf die Waiſenrente ſteht einem Kinde, das infolge 
törperlicher oder geiſtiger Gebrechlichkeit zum Verdienen unfähig ift, 
auch nach Beendigung des 18. Lebensjahres zu für die Geſamtzeit 
dieſer Unfähigkeit, ſofern dieſe bereits vor Erreichung obigen Alters 
beſtanden hat. 

Ein Kind, das in öffentlichen Lehranſtalten oder in Anſtalten 
mit öffemlichen Recht ſtudiert, hat das Recht auf die Waiſenrente 
auch nach Beendigung der Studien, längſtens jedoch bis zur Been⸗ 
digung des 24. Lebensjahres. 

Art. 29. Legitimierte Kinder haben die gleichen Rechte wie die 
ehelichen. Uneheliche Kinder haben in bezug auf die Mutter die⸗ 
ſelben Rechte, die den ehelichen Kindern zuſtehen, in bezug auf den 
natürlichen Vater nur in folgenden Fällen: 

1. falls die Vaterſchaſt bereits zu Lebzeiten des Verſicherten 
gerichtlich feſtgeſtellt worden oder außergerichtlich anerkannt 
worden iſt und der Verſicherte zum Unterhalt des Kindes 
beigetragen hat; 

2. falls die Vaterſchaft in bezug auf ein natürliches Kind, das 
nach dem Tode des Verſicherten geboren wurde, gerichtlich 
feſtgeſtellt worden iſt. 


An Kindesſtatt angenommene Kinder haben das Recht auf 
Waiſenrente, falls ſie mindeſtens ein Jahr vor Eintreten der Um⸗ 
ſtände angenommen worden find, die zu der Invaliden oder Alters- 
rente berechtigen und, falls fie kein Recht auf eine Rente nach dem 
Vater oder der Mutter haben. 

Stiefſöhne und Stieſtöchter, Enkel und Enkelinnen haben das 
Recht auf Waiſenrente, falls fie mindeſtens ein Jahr lang unmittel⸗ 
bar vor Eintritt der Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs oder 
vor dem Tod der verſicherten Perſon auf den Unterhalt durch 
die verſicherte Perſon angewieſen waren und, falls obiges Recht 
ihnen nach dem Vater oder der Mutter nicht zuſteht. 

Art. 30. Das Recht auf eine einmalige Abfindung haben: 

1. der Verſicherte, der zur Ausübung feines Berufs (Art. 22, 
Abf. 2 und 3) dauernd unfähig geworden ifl und kein Recht 
auf die Invalidenrente hat aus dem Grunde, weil er den 
in Art. 16 Abſ. 1 und 5 angegebenen Zeitraum nicht 
erfüllt hat; 

2. die Witwe (Witwer) eines Verſicherten, die aus dem Grunde 
kein Recht auf die Witwenrente hat, weil der Verſicherte den 
in Art. 16, Abſ. 1 und 5 angegebenen Zeitraum nicht erfüllt 
hat, ſofern der Verſicherte ſelbſt die Abfindung im Sinne des 
Punkt 1 nicht bezogen hat; 

3. in Ermangelung der berechtigten Witwe (Witwer) die Waiſen 
gemeinſchaſtlich bei entſprechender Anwendung der in Punkt 2 
bezeichneten Bedingungen: 

4, in Ermangelung der in Punkt 2 und 3 angezeigten Per- 
ſonen, die nach dem Tode des Verſicherten hinterbliebene 
Mutter, in Ermangelung derfeiben, der Vater des Verſicherten 
in dem Falle: 

a) wenn fie ausſchließlich oder überwiegend auf den Unter- 
halt durch den Verſicherten angewieſen waren und die 
erforderlichen Mittel zum Unterhalt nicht beſitzen, 

b) wenn der Verſicherte weder eine einmalige Abfindung 
gemäß Punkt 1 noch eine Invaliden- oder Altersrente 
gemäß dieſer Verordnung erhalten hat. 

Auf Verlangen der zu der einmaligen Abfindung gemäß Punkt 4 
berechtigten Perſonen wird denſelben an Stelle der einmaligen Wb- 
findung eine Rente ausgezahlt, die unter Berückſichtigung der Höhe 
der zuſtehenden Abfindung und des Alters der berechtigten Perſon 
berechnet wird. Den Tarif zur Berechnung dieſer Renten beſtätigt 
die ſtaatliche Aufſichtsbehörde. 

Art. 31. Liegen über eine verſicherte Perſon keinerlei glaub- 
würdige Nachrichten im Verlauſe eines Jahres, vor dem Eintreten 
der Umſtände an gerechnet, vor, oder vom letzten Tage desjenigen 
Kalendermonats an, auf den fih die letzte Nachricht über die be- 
treffende Perſon bezieht und die Umſtände den Tod desſelben wahr: 
ſcheinlich machen, entſtehen für die Familienmitglieder dieſer ver- 
ſchollenen Perſon dieſelben Rechte auf die Leiſtungen, die in dieſer 
Verordnung vorgeſehen ſind, die ihnen zuſtehen würden, falls die 
verſicherte Perſon geſtorben wäre. 

Auf Verlangen der Angeſtellten-Verſicherungsanſtalt ladet das 
zuſtändige Kreisgericht (Friedensgericht) die von der Anſtalt ange- 
gebenen Perſonen vor zwecks eidlichen Verhörs bezüglich der Wahr- 
heit der Nachrichten über die verſchollene Perſon, die von der Familie 
vorher angegeben worden iſt. 

Als Tag des vermutlichen Todes des Verſchollenen gilt bei 
Verſchollenſein infolge von Schiffsuntergang der Tag des Unter- 
gangs — bei Verſchollenſein infolge anderer Umſtände — der aus 
den Begleitumſtänden hervorgehende Tag oder endlich der letzte Tag 
des Monats, auf den ſich die letzte Nachricht von dem Verſchollenen 
bezieht. 

Art. 32. Ein durch ein rechtmäßiges, ſtrafrechtliches Urteil 
feſtgeſtelltes vorſätziches Handeln oder Mitwirken der Familienmit⸗ 
glieder des Verſicherten zwecks Verurſachung ſeines Todes entzieht 
dieſer Perſon ſämtliche Anſprüche, die ihnen auf Grund dieſer Ver⸗ 
ordnung zuſtehen würden. 


9. Die Grundlage zur Berechnung der Leilfungen und deren Höhe. 

Art. 33. Die Grundlage zur Berechnung einer Unterſtützung 
wegen Arbeitsloſigkeit iſt der durchſchnittliche Grundlohn der letzten 
12 Beitragsmonate vor Eintritt der Umſtände, die zu dieſer Unter⸗ 
ſtützung berechtigen, bzw. wenn die Verſicherung nicht 12 Monate 
gedauert hat — der durchſchnittliche Grundlohn aller Beitragsmonate, 
die der Anrechnung für die Verſicherung unterliegen. 

Einem Verſicherten, der in der zuletzt verlorenen Beſchäftigung 
eine Bezahlung von weniger als 60 Zloty monatlich erhalten hat, 
wird die Unterſtützung nach dem Grundgehalt der Verdienſtgruppe 
berechnet, die der erhaltenen letzten Entſchädigung tatſächlich entſpricht 
und nach der gemäß den geltenden Rechtsvorſchriften der Beitrag 
für die Krankheitsverſicherung berechnet wurde. 

Die Grundlage zur Berechnung der Penſionsleiſtungen (Art. 15, 
Buchſt. B.) bildet das Durchſchnittsgrundgehalt aller Beitrags⸗ 
monate, die der Anrechnung für die Verſicherung unterliegen. 


Falls die Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs oder der Tod 
des Verſicherten infolge eines Unfalls erfolgt iſt, der zu den Lei⸗ 
ſtungen gemäß den geltenden Rechtsvorſchriſten über die Unfall⸗ 
verſicherung berechtigt, werben die Leiſtungen ſo berechnet, als ob der 
in Art. 16, Abf. 1 und 5 angegebene Zeitraum (Wartezeit) beendet 
worden iſt, wobei für die zu dieſem Zeitraum fehlenden Monate 
das Grundgehalt der letzten Verdienſtgruppe vor Eintritt des Unfalls 
angenommen wird. 

Art. 34. Die Unterſtützung für die Arbeitsloſen beſtehl aus der 
Grundunkerſlützung und der Familienunkerflützung. 

Die Grundunlerſlützung beträgt für Ledige 30 Prozent, für 
Familienernährer aber 40 Prozent der Grundberechnung der Unter- 
ſlützung bei Arbeiksloſigkeit (Ark. 33, Abſ. 1 und 2). 

Die Familienunterſtützung beträgt 10 Prozent der Grundunter⸗ 
übung für jedes verdienftloſe, auf den Unterhalt durch den Berſicher⸗ 
ten angewieſene Familienmitglied (Art. 35) mit der Maßgabe, daß 
diefelbe die Hohe der Grundunterſtützung nicht überſteigen darj. 

Die Arbeitsloſenunterſtützung darf nicht weniger als 30 Zloty 
monatlich betragen, bzw. weniger als das letzte Gehalt, falls das⸗ 
jelbe niedriger war als dieſer Betrag. 

Art. 35. Als Familienmitglieder im Sinne des Art. 34 gelten: 

1. die Ehefrau; 

2. die Kinder und weiteren Nachkommen, Stieſkinder (Art. 28 
und 29), Brüder und Schweftern — alle bis zum 18. Lebens⸗ 
jahr, bzw. über 18 Lebensjahre in den Fällen und zu den 
Bedingungen, die in Art. 28, Abf. 3 und 4 bezeichnet find. 

3. Nachkommen. 

Die Satzungen der Verſicherungsanſtalt für Geiftesarbeiter können 
auch die Eltern der Ehegatten zu den Familienmitgliedern rechnen 

Art. 36. Der Beitrag für die Krankheitsverſicherung eines Ar: 
beitsiofen (Art. 20) ſoll von der Verſicherungsanſtalt für Geiftes: 
arbeiter von einem ſolchen Grundlohn bezahlt werden, daß die 
etwaige Krankheitsunterſtütung der von der Erkrankung weger 
Arbeitsloſigkeit bezogenen Unterſtützung annähernd gleicht. (Art. 34.) 

Für einen Arbeitsloſen, der bei Arbeitsloſigkeit kein Recht auf 
Unterſtützungen hat (Art. 19, letzter Abſatz), zahlt die Angeſtellter⸗ 
Verſicherungsanſtalt den Beitrag in Höhe von drei Fünftel des Bei⸗ 
trags, der auf den Grundlohn in der erſten Verdienſtgruppe entfällt, 


die in der zuſtändigen Sozialverſicherungskaſſe gilt, um ihm im 
Krankheitsfalle ärztliche Hilſe zu ſichern, ohne das Recht auf Geld⸗ 
unterſtützungen. 

Arlt. 37. Als Reiſeunterſtützung werden die nachgewieſenen. 


Reifetojten nach dem niedrigſten Tarif bis zu dem Ort erſetzt, in aa 
der Arbeitsloſe Beſchäſtigung erhalten hat. 

Art. 38. Die Invalidenrente beſteht aus dem Grundbetrag und 
dem Rentenzuwachsbetrage. 

Der Grundbetrag beträgt 40 Prozent der Grundberechnung der 
Penſionsleiſtungen Art. 33, Abſ. 3 und 4). Der Rentenzuwachs be⸗ 
ginnt nach Beendigung von 120 Beitragsmonaten, der Renten⸗ 
zuwachsbetrag beträgt ein Sechſtel Prozent der Grundberechnung für 
jeden weiteren Monat und erreicht nach 480 Beitragsmonaten die 
Höhe von 60 Prozent der Grundberechnung. 

In keinem Falle kann die Invalidenrente weniger als 50 Zloty 
monallich deiragen. 

Art. 39. Die Altersrente gleicht bezüglich der Höhe der Inva⸗ 
lidenrente, die der zu der Altersrente Berechtigte erhalten wird, falls 
er von dem Augenblick an, wo die Auszahlung der Altersrente be⸗ 
ginnen fol (Art. 24, 46 und 49, Abſ 1 und 2), unfähig zur Aus 
übung ſeines Berufes wäre. 

Art. 40. Eine Perſon, die eine Invaliden⸗ oder Altersrente 
bezieht, bekommt, falls ſie der ſtündigen Fürſorge und Hilfe anderer 
Berjonen bedarf, eine Zulage in Höhe des Unterſchieds zwiſchen de 
bezogenen Rente und dem Grundbetrage ihrer Berechnung (Art. 33, 
Abſ. 3 und 4). 

Eine Perſon, die eine Alters⸗ oder Invalidenrente bezieht, erhält 
für jedes Kind (Art. 28 und 29) unter 18 Jahren, bzw. über 
18 Jahren unter den in Art. 28, Abſ. 3 und 4 vorgeſehenen Bedin- 
gungen ein Zehntel des Grundbetrages (Art. 38, Abſ. 2) mit der 
Maßgabe, daß die Rente zuſammen mit der Kinderzulage, aber ohne 
die in Abſ. 1 vorgeſehene Zulage, den Grundbetrag der Renten⸗ 
berechnung nicht überſteigen darſ (Art. 33, Abſ. 3 und 4). 

Falls der Vater und die Mutter gleichzeitig eine Invaliden⸗ 
bzw. Altersrente beziehen, jo erhält der Vater die in Abſ. 2 vorge- 
ſehene Zulage, falls das Kind nicht von der Mutter unterhalten 
wird; in letzterem Falle bekommt die Mutter dieſe Zulage. 

Art. 41. Aerztliche Hilfe ftehl den gemäß Art. 25 berechtigten 
Perſonen in dem Maße zu, in dem die Gozialverficherungsanitalt 
dieſe Hilfe ihren Mitgliedern erteilt. 

Dieſe Hilfe erteilt die Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt unter 
Vermittelung einer Sozialverſicherungsanſtalt oder einer öffentlichen 
Heilanſtalt gegen Erſtattung der Heilungskoſten oder in eigenen 
Heilungsanſtalten. 


Art. 42. Die Witwen- (Witwer)rente beträgt drei Fünftel, die 
Halbwaiſenrente ein Fünftel, die Vollwafſenrente zwei Fünftel der 
Rente (Art. 38 und 39), die die verſicherte Perſon erhalten hat, oder 
auf die ſie im Augenblick des Todes Anſpruch erworben hat. 

Als Vollwaiſe gilt bei Berechnung die Waiſenrente im Sinne 
dieſer Verordnung auch ein natürliches (uneheliches) Kind, das die 
Mutter verloren hat und ein eheliches Kind, das den Vater verloren 
hat, falls die hinterbliebene Mutter das Recht auf die Witwenrente 
nicht erworben hat oder fpäter nerloren hat (Art. 26, 55, 56 und 58, 
Abf. 1). Als auf gleicher Stufe ſtehend wie eine Vollwaiſe werden 
behandelt: Enkelkinder, falls die in Art. 29, letzter Abſatz vorgeſehenen 
Umſtände vorliegen, falls auch die Großmutter nicht mehr am Leben 
ift oder das Recht auf die Witwenrente nicht erworben hat oder es 
ſpäter verloren hat. 

Art. 43. Die Witwen- (Wilwer)rente zuſammen mit den Walz 
ſenrenten oder die Renten der Vollwuiſen dürfen zuſammen nicht die 
Invaliden⸗ oder Altersrente (ohne die in Art. 40, Abſ. 1 vorgeſehene 
Zulage) überſteigen, die die verſicherte Perſon bezogen hat oder auf 
die ſie im Augenblick des Todes Anſpruch gehabt hätte. 

Bei Ueberſchreitung obiger Grenze erfolgt eine entſprechende 
Herabſetzung der auf jedes Kind entfallenden Waiſenrente mit der 
Maßgabe, daß bei Verringerung der Zahl der zu den Waiſenrenten 
berechligten Kinder die Renten der verbliebenen Kinder bis zu der in 
dem vorhergehenden Abſatz vorgeſehenen zuläſſigen Geſamthöhe er- 
höht werden. 

Art, 44. Die einmalige Abfindung für den Verſicherten, für die 
Witwe (Witwer) oder die Kinder iſt gleich den jährlichen, für die 
Mutter oder den Vater gleich einem halbjährigen durchſchnittlichen 
Grundlohn des Verſſcherten. 

Art. 45. Bei Verechnung der Leiſtungen werden Beträge bis zu 
5 Groſchen einfchließlich nicht berückſichtigt, Beträge über 5 Groſchen 
werden auf 10 Grofchen abgerundet. 

10. Enkſtehung des Anrechts auf Leiſtungen und Auszahlung 

der Leiffungen. 

Art. 46. Das Recht auf die in dieſer Verordnung vorgefehenen 
Leiſtungen entſteht bei Erfüllung aller Bedingungen, von denen dieſe 
Verordnung die Erlangung dieſes Rechts abhängig macht. 

Art. 47. Das Recht auf die Arbeitsloſenunterftützung beginnt 
mit dem Tage des Arbeitsverluſtes, falls die Anmeldung dieſes An⸗ 
ſpruchs auf die vorſchriftsmäßige Weiſe innerhalb eines Monats feit 
dem Tage des Arbeitsverluſtes erfolgt ijt, andernfalls mit dem erſten 
Tage des Kalendermonats, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. 

Das Recht auf die Unterſtützung ſteht nur ſür die vollen Monate 
der Arbeitsloſigkeit zu, in deren Verlauf das Recht auf die Unter- 
ſtützung beſtand. 

Art. 48. Afs Beginn der Berufsunfähigkeit gilt der Tag der 
Anmeldung des Anſpruchs auf die Invalidenrente, falls in dem Ber- 
fahren zur Feftſtellung der Unfähigkeit nicht ein anderer Tag fejt- 
geſetzt worden iſt. 

Nach dem Tode des Vaters geborene Waiſen erwerben das 
Recht auf die Waiſenrente mit dem Tage der Geburt. 

Art. 49. Alle Renten werden monatlich im voraus ausgezahlt, 
angefangen am erſten Tage des Kalendermonats nach dem Monat, 
in dem das Recht auf die Rente entſtanden iſt, ohne die Pflicht 
der Rückzahlung eines entfprechenden Teilbetrages, falls dieſes Recht 
während eines Monats erliſcht. 

Die Auszahlung der gemäß Ark. 24, Abſ. 3 und 4 verlangten 
Altersrente beginnt am erſten des Kalendermonats nach Anmeldung 
der Forderung auf Auszahlung der Rente. 

Die Arbeitsloſenunterſtützungen werden, von dem Tage der 
Entſtehung des Rechts auf die Unterſtützung (Art. 46 und 47) an, 
für jeden Monat der Arbeitsloſigkeit monatlich nachträglich gezahlt. 

Abfindungen und Reiſeunterſtützungen werden ſofort nach Vor⸗ 
legung der entſprechenden Veweiſe ausgezahlt. 


11. Einſtellung und Herabſetzung der Leiſtungen. 


Art. 50. Die Leiſtungen wegen Arbeilsloſigkeit werden eingeftellf: 

1. falls der Verſicherle die Beſchäftigung aus eigener Schuld 
oder durch freiwilliges Zurücktretlen ohne gerechlferliglen 
Grund (Art. 51) verloren hat — für die Dauer von drei 
Monaten; 

2. falls der VBerluſt der Beſchäfkigung infolge Streiks erfolgt iſt, 
für die Dauer des Streiks; 

3. Kart die Zeit der Abbüßung einer Freiheitsſtrafe oder Schutz⸗ 
haft; 

4. falls der Verſicherte bei der Entlaſſung durch den Arbeitgeber 
eine Abfindung oder Entſchädigung erhalten hat — für den 
Zeitraum, für den der empfangene Betrag der zuletzt bezo: 
genen Entſchädigung entſpricht; 

5. falls der Verſicherke eine angemeſſene Beſchäftigung nicht an- 
genommen hal (Ark. 18 und 19) — für die Zeit von drei 
Monaten, 


6. falls ein Arbeitsloſer die Kontrollvorſchriften überſchreitet, — 
für einen Monat — im Falle einer abermaiigen Uebertretung 
dieſer Vorſchriften, — für drei Monate; 

7. falls ein Verſicherter unwahre Erklärungen abgibt oder un, 
wahre Angaben macht und der der in Art. 60 vorgeſehene 
Fall nicht vorliegt, — für drei Monate; 

8. während vorübergehender Beſchäftigung im Sinne des Art. 
17, Abſ. 2; 

9. für die Zeit des Bezuges von Verſicherungsleiſtungen aus 
einer Sozialverſicherungskaſſe auf Grund von Art. 20. 

Art. 51. Unter Verluſt der Beſchäftigung aus eigener Schuld 
ſind alle Fälle zu verſtehen, die den Arbeitgeber gemäß den geltenden 
Rechtsvorſchriften zur ſofortigen Entlaſſung des Angeſtellten berech⸗ 
tigen. Als freiwillige Aufgabe ohne gerechtfertigten Grund gilt nicht 
die Aufgabe der Beſchäftigung aus Gründen, die den Angeſtellten 
gemäß den geltenden Rechtsvorſchriften zur ſofortigen Aufgabe der 
Beſchäſtigung berechtigen. 

Art. 52. Die Leiſtungen für Arbeitsloſigkeit können für die 
Zeit von 1—6 Monaten eingeftellt werden, falks der Verſicherte ſich 
weigert, ſich einer auf Grund des Art. 65 erlaſſenen Anordnung zu 
unterwerfen. 

Art. 53. Während der Zeit der Abbüßung einer Freiheitsſtrafe, 
die länger als ein Monat dauert, erhält der Berechtigte keine Rente; 
dagegen wird dieſe Rente an die Perſonen überwieſen, die das 
Recht auf Unterhalt von ſeiner Seite haben. 

Für die Zeit des Bezuges einer Rente auf Grund der Vor— 
ſchriften über die Unfallverſicherung wird die Invaliden, Witwen- 
(Witwer-) oder Waiſenrente um die Hälfte der auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften über die Unfallverſicherung erhaltenen Rente verringert mit 
der Maßgabe, daß die Summe beider Renten die Höhe der Grund- 
rente gemäß dieſer Verordnung (Art. 33, Abſ. 3 und 4) nicht über⸗ 
ſteigen darf. 

Art. 54. Falls der Berechtigte Unterſtützungen aus einer Kran⸗ 
kenverſicherung bezieht, wird die Invalidenrente für die Dauer des 
Bezugs der Unterſtützung um den Betrag dieſer Unterſtützung 
herabgeſetzt. 

Falls ein Bezieher einer Invalidenrente durch eine Beſchäftigung 
eine Summe verdient, die zuſammen mit der Rente den Betrag der 
Grundrente überſteigt, (Art. 33, Abf. 3 und 4), wird diefe Rente um 
den Betrag verringert, um den der Verdienſt einſchließlich Rente den 
Grundbetrag überſteigen würde 

Art. 55. Das Recht auf die Witwenrente ruht unabhängig von 
den Vorſchriften des Art. 53 für die Dauer einer neuen Ehe der 
Witwe (Art. 58). 

12. Erlöſchen der Rechte anf Leiſtungen und die Erneuerung 

eingeſtellter Leiſtungen. 
Art. 56. Das Recht auf die in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Leiſtungen erliſcht: 

1. falls eine der für die Zuerkennung der Leiſtung erforderliche 
Bedingung nicht erfüllt iſt; 

2. im Falle des Todes des zu den Leiſtungen Berechtigten 
unter Wahrung der Rechte, die dieſe Verordnung den Mit⸗ 
gliedern der Hinterbliebenen Familie beim Tode ihres Çr- 
nährers gewährt; 

3. durch Verjährung. 

Bezüglich der Verjährung gelten die Vorſchriſten der geltenden 
Zivilgeſetze mit der Maßgabe, daß der Anſpruch auf die Rente in 
5 Jahren, auf die Abfindung in einem Jahre, auf Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung oder Reifeunterftügung in ſechs Monaten vom Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Zahlung verjährt, ohne in dieſen Zeitraum den in 
Art. 31 vorgefehenen Zeitraum von einem Jahr einzurechnen. 

Art. 57. Unabhängig von den Beſtimmungen des Ark. 56 erliſcht 
das Recht auf die Leiſtungen bei Arbeitsloſigkeil nach Ablauf on 
6 Monaken vom Tage der Enfffehung an, wobei in obiger Friſt 
die Zeit der Einſtellung der Leiſtungen gemäß Ark. 50 P. 8, 
jowie die Zeit von Militärübungen nicht eingerechnet wird. 

Die Satzungen der Angeſtellten⸗Verficherungsanſtalt können den 
Zeitraum für die Arbeitsloſenunterſtützung verlängern, jedoch nicht 
um mehr als drei Monate, abhängig von der Erreichung der in den 
Satzungen feſtgeſetzten größeren Anzahl von Beitragsmonaten ohne 
Inanſpruchnahme der Arbeitsloſenunterſtützungen. 

Art. 58. Das Recht auf die Witwenrente (Witwer⸗) erliſcht, un- 
abhängig von den Beſtimmungen des Art. 56, bei erneuter Ehe⸗ 
ſchließung, wenn die Witwe den Anſpruch auf eine Abfindung an- 
meldet. Die Abfindung bei Wiederverheiratung beträgt den drei- 
fachen Jahresbetrag der Witwenrente. 

Das Recht auf die Waiſenrente erliſcht unabhängig von den Be⸗ 
ſtimmungen des Urt. 56, bei der Eheſchließung. 

Art. 59. Die erneute Auszahlung der Leiſtung oder eines 
Teils derſelben erfolgt von dem Tage, an dem die Bedingungen fort⸗ 
fallen, die das Ruhen begründet haben (Art. 49). 


Beilage zum „Der Monatsweiſer“ Nr. 2. 


Die nach Deckung der laufenden Leiſtungen verbliebenen Fonds 
bilden die Rücklage, die die Höhe der durchſchnittlichen Jahresausgabe 
ver letzten drei Jahre erreichen jol. 

Nach Anſammlung der Rücklage in der oben feſtgeſetzten Höhe 
erfolgt eine Herabſetzung der Beiträge auf die in Abſatz 3 vorge⸗ 
jehene Weiſe. 

Art. 103. Die Höhe der Beiträge zur Deckung der Penſions⸗ 
loiſtungen (Art. 15. C. B.) beträgt für die erſten fünf Jahre acht 
Prozent des Grundgehalts in der entſprechenden Einkommengruppe 
(Art. 14), wobei Beträge bis fünf Groſchen einſchließlich nicht be⸗ 
rückſichtigt werden, Beträge aber über fünf Groſchen nach oben zur 
nächſten zehn abgerundet werden. 

Alle fünf Jahre nach Inkrafttreten dieſer Verordnung beſtimmt 
der Miniſterrat durch Verordnung auf Antrag des Miniſters für 
Arbeit und ſoziale Fürſorge, der auf Grund einer verſicherungs⸗ 
lechniſchen Unterſuchung vorgelegt worden ift, für die mächſten jünf 
Jahre die Höhe des Beitrages, der 10 Prozent des Grundlohnes 
nicht überſteigen darf. 

Die von dem Verband der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten 
durchgeführte verſicherungstechniſche Unterſuchung ſoll nachweiſen, ob 
der Pflichtbeitrag als ſtändiger Beitrag in Zutunft zur Deckung 
aller Penſionsverpflichtungen genügt, bezw. wie hoch dieſer Beitrag 
ſein muß. 

Art. 104. Für die gemäß dieſer Verordnung in der Verdſenſt⸗ 
gruppe A. Pflichtverſicherten, die keine Entſchädigung oder nicht 
mehr als 60,— Zloty monatlich oder nur Unterhalt beziehen, be⸗ 
zahlt der Arbeitgeber den gemäß Art. 102 und 103 entfallende Ver⸗ 
ſicherungsbeitrag ganz aus eigenen Mitteln. 

In den anderen Fällen wird der Beitrag zwiſchen Arbeitgeber 
und Verſicherten folgendermaßen geteilt: 

1.) falls der Angeſtellte einen Entgelt von über 60, — Zloty bis 
zu 400,— Zloty monatlich erhält, zahlt der Arbeitgeber drei Fünftel, 
der Arbeiter zwei Fünftel des in der betreffenden Einkommen⸗ 
gruppe gemäß Art. 102 und 103 entfallenden Beitrages. 

2.) falls der Angeſtellte einen Entgelt von über 400, — Zloty bis 
800,— Zloty monatlich erhält, zahlen Arbeitgeber und Verſicherter 
je eine Hälfte der in der betreffenden Einkommengruppe gemäß Art. 
102 und 103 entfallenden Beitrags. 

3.) falls der Angeſtellte einen Entgelt von über 800,— Zloty 
monatlich erhält, zahlt der Arbeitgeber zwei Fünftel, der Angeſtellte 
drei Fünftel des in der Verdienſtgruppe N. bezw. L. (Art 14 Abi. 2) 
gemäß Art. 102 und 103 entfallenden Beitrags. 

Art. 105. Den gemäß der Beſtimmungen des Art. 104 auf 
einen Pflichtverſicherten entfallenden Teil des Beitrags zieht der 
Arbeitgeber bei Auszahlung der dem Verſicherten gemäß dem Ver⸗ 
trage für den entipreihenden Zahlungszeitraum zuſtehenden Cnt- 
ſchädigung ab. 

Der Abzug kann rückwärts und für die letzten zwei Zahlungs⸗ 
zeiträume erfolgen, die in dieſer Zeit nicht abgezogenen Beiträge 
deckt der Arbeitgeber gan; aus eigenen Mitteln. 

Bei Berechnung der Beiträge werden Summen bis fünf 
Sroſchen einſchließlich nicht berückſichtigt, Beträge über fünf Groſchen 
werden auf 10 Groſchen nach oben abgerundet. Enden beide Bei⸗ 
tragsteile, d. h. der des Arbeitgebers und der des Verſicherten mit 
fünf Groſchen, wird der Teil des Beitrages des Arbeitgebers auf 
10 Groſchen nach oben abgerundet, der Teil des Angeſtellten auf 
10 Groſchen nach unten abgerundet. 

Falls ein Angeſtellter mehrere Beſchäftigungen hat (Art. 12 
letzter Abſatz) und die Summe der Entſchädigungen die Grundzah⸗ 
lung der höchſten Verdienſtgruppe überſteigt, wird der Beitrag nach 
den Entſchädigungen für die einzelnen Beſchäftigungen der Reihe 
nach becechnet, angefangen mit der Beſchäfrigung, der der Angeſtellte 
die meiſte Zeit widmet, aber bei Gleichheit der Zeit mit der Be- 
ſchäftignug, für die er die höchſte Entſchädigung bezieht. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt ift verpflichtet, eine entſpre⸗ 
chende Benachrichtigung zu ſchicken an den Arbeitgeber, deffen Ange⸗ 
ſtellter eine Entſchädigung erhält, die nur teilweiſe zur Verſicherung 
angerechnet worden ift, oder bei dem die Entſchädigung zur Verſiche⸗ 
rung überhaupt nicht angerechnet wird. 

Falls ein Angeſtellter mindeſtens 14 Tage innerhalb eines 
Kalendermonats nacheinander bei zwei Arbeitgebern beſchäftigt war, 
haftet der zweite Arbeitgeber für den für den ganzen Kalendermonat 
fälligen Beitrag. Falls beide Arbeitgeber gemäß Art 7, 102 und 
103 entfallende Beiträge in der Anſtalt einzahlen, erſtattet die 
Anſtalt bei den Arbeitgebern und dem Angeſtellten den entſprechenden 
Teil der Beiträge zurück. 

Außer dem in dem vorhergehenden Abſatz vorgeſehenen Fall 
erſetzt die Anstalt dem Arbeitgeber bezw. dem Angeſtellten die nicht: 


fälligen Beiträge mit Verzinſung nach dem bel Feſtſetzung des 
Pflichtbeitrags (Techniſcher Prozentſatz) feſtgeſetzten Zinsfuße. 
25. Die Enkrichiung der Verſicherungsbeiiräge und 
die Vornahme von Anmeldungen. 


Art. 106. Die Beiträge (Ari. 102 und 103) find zahlbar für 
jeden Kalendermonat, in dem der Angeſtellte der Verſicherungspflicht 
unterliegt (Art. 7), nachträglich innerhalb der erſten zehn Tage des 
folgender Kalendermonats. Die Pflicht der Beitragszahlung iſt 
unabhängig von der Feſtſezung ihrer Höhe durch die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanftalt, von der Zahlungsaufforderung der Anſtalt, ſowie 
von der Rechtskraft der entſprechenden Verfügungen der Anſtalt. 

Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, in derſelben Friſt die Liſten der 
Perſonen einzuſenden, die in dem vorhergehenden Kalendermonat 
beſchäſtigt wurden und der Verſicherungspflicht unterlagen, ſowie die 
Berechnung der ſälligen Beiträge. In der gleichen Friſt iſt der Arbeit⸗ 
geber verpflichtet, die Anſtalt von ſämtlichen Aenderungen zu benach⸗ 
richtigen, die in den Dienſtverhältniſſen ſeiner Angeſtellten während 
des vergangenen Kalendermonats eingetreten find, ſowie von den 
Aenderungen in ihren Familienverhältniſſen, von denen er in 
Kenntnis geſetzt worden iſt. Falls im Vergleich zum vorhergehenden 
Monat keine Veränderung eingetreten iſt, genügt Berufung auf das 
vorangehende Verzeichnis. 

Der Verſicherte hat das Recht, Meldungen unabhängig von der 
Pflicht des Arbeitgebers, zu machen; eine von einem Angeſtellten 
innerhalb der oben bezeichneten Friſt gemachte Meldung mit den 
erforderlichen Angaben gemäß dem taſächlichen Zuſtand befreit den 
Arbeitgeber von der Verantwortlichkeit für eine etwaige Vernach⸗ 
läſſigung der Meldepflicht von ſeiner Seite. 

Der Angeſtellte iſt verpflichtet, den Arbeitgeber von den in feinen 
Familienverhältniſſen eingetretenen Aenderungen zu benachrichtigen, 
die für die durch dieſe Verordnung geregelte Verſicherung von Be- 
deutung ſind. 

Art. 107. Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, auf Verlangen der 
Organe einer Sozialverſicherungskaſſe oder einer Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanſtalt die Durchſicht der Lohnliſten ſowie ſämtlicher Doku⸗ 
mente zu geſtaten, die maßgebend ſind für die Feſtſtellung der 
Genauigkeit der erfolgten Anmeldungen. 

Die Lohnliſten müſſen fünf Jahre lang auſbewahrt werden. 

Art. 108. Von rückſtändigen Verſicherungsbeiträgen, die nicht in 
der vorgeſchriebenen Friſt eingezahlt worden ſind, entfallen Verzugs⸗ 
zinſen, die 50 Prozent höher find, als die jedesmalige Diskontſtufe 
der Bank Polski, wobei ein Bruchteil der erhöhten Diskontſtufe bis 
zur Hälfte eines Prozents einſchließlich nicht berückſichtigt wird, und 
ein Bruchteil von mehr als der Hälfte nach oben zu 1 Prozent abge⸗ 
rundet wird. 

Art. 109. Fällige Beiträge zuſammen mit den Verzugszinfen, 
den Mahnungskoſten und den Vollſtreckungskoſten zieht die Sozial⸗ 
verſicherungskaſſe auf dieſelbe Weiſe ein, wie die ihr zuſtehenden 
Verſicherungsbeiträge. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt kann fällige Beiträge auch 
unmittelbar durch gerichtliche Zwängsvollſtreckung einziehen auf die 
für die Einziehung von Finanz- und Adminiſtrationsgebühren vor⸗ 
geſehene Weiſe. 

Das Verzeichnis der fälligen Beiträge, das von der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgefellſchaft aufgeſtellt worden iſt, bildet den Titel der 
gerichtlichen Zwangsvollſtreckung (§ 1, P. 13 der öſterr. Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsordnung, P. 5 des Zuſatzes zu der Bemerkung zu Art. 1527 
des ruſſiſchen Geſetzes über das Zivilverfahren, § 51 der Königlich 
preußiſchen Verordnung vom 15. November 1899, preuß. Geſetzes⸗ 
fammlung S. 545). 

Die der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt aus Beiträgen zuſtehen⸗ 
den Summen haben in dem Vollſtreckungs⸗ und Konkursverſahren 
auf dem Gebiet der Hauptſtadt Warſchuu und der Wojewodſchaſten: 
Warſchau, Lodz, Kielce, Lublin, Bialyſtok, Wolhynien, Poleſie, 
Nowogrodek, Poznan, Pomorze und des oberſchleſiſchen Teils der 
Wolewodſchaft Schleſien das Vorrecht der Befriedigung in dem Maße 
und Grad, — wie die Forderungen aus Dienſtverträgen — und auf 
dem Gebiete der Wojewodſchaften: Krakau, Lemberg, Stanislau, 
Tarnopol und des Teſchener Teils der Wojewodſchaft Schleſien nach 
den dort geltenden VPorſchriften. 

Art. 110. Das Recht der Zwangseinziehung der gemäß dieſer 
Verordnung zuſtehenden Verſicherungsbeiträge verjährt drei Jahre 
nach Fälligkeit des einzelnen Betrages; bei Vornahme unwahrer 
Anmeldungen bezw. Erteilung unwahrer Erklärungen oder Vernach⸗ 
läſſigung der Meldepflicht überhaupt, wodurch die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanſtalt von den ihr zuſtehenden Gebühren keine Kenntnis 
erhielt, findet die fünfjährige Verjährungsfriſt Anwendung. 

Jede Tätigkeit, die auf die Feſtſetzung der Verſicherungspflicht 
oder die Einziehung von Beiträgen abzielt, unterbricht die Ber- 


jährung, falls der Arbeitgeber hiervon benachrichtigt worden iſt; 
außerdem unterliegt die Verjährung einer Unterbrechung bezw. Hem- 
mung in den in den Zivilgeſetzen vorgeſehenen Fallen. 

In den Art. 111 bis 165 ſind die Finanzvorſchriften, die Ueber⸗ 
gangs⸗ und Schlußbeſtimmungen enthalten. 

Dieſe Beſtimmungen werden wir im nächſten Monatsweiſer ver- 
öffentlichen, 


Bekanntmachung 


der Angeſtelltenverſicherungs⸗Anſtalt 
in Krölewska Huta. 


Ende Januar d. Js. erſchien eine Bekanntmachung der 
Angeſtelltenverſicherungs⸗Anſtalt in Krol. Huta, in der die 
wichtigſten Beſtimmungen aus dem neuen Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsgeſetz und auch aus der Ausführungsverordnung ent: 
halten ſind. Um uns, ſoweit es natürlich möglich iſt, nicht zu 
wiederholen, geben wir unſeren Mitgliedern und Leſern nur 
die Vorſchriften bekannt, die wir in unſerer Veröffentlichung 
nicht genannt haben. 


Mit dem 1. Januar 1928 trat auf Grund der Verordnung 

des Staatspräfidenten vom 24. 11. 27 (D3. Ui. Rz. P. Ne. 
106, Pof. 911) auf dem ganzen Gebiete der Republik Polen, 
demnach alſo auch auf dem Gebiet der Wojewodſchaft Schleſien 
ein neues, einheitliches Geſetz über die Verſicherung der An⸗ 
geſtellten in Kraft. 
Dieſe Verordnung unterſcheidet fih im Prinzip vom deut- 
ſchen Privatangeſtelltenverſicherungs⸗Geſetz vom 20. 12. 1911 
(Reichsgeſetzblatt, Seite 989) im Wortlaut beſtimmt mit Geſetz 
vom 20. 11. 1923 (Dz. Uſt. Sl. Nr. 42, Poſ. 207), welches 
bisher auf dem oberſchleſiſchen Gebiet verbindlich war und vom 
öſterreichiſchen Geſetz über die Penſionsverſicherung der Privat: 
arigeſtellten vom 16. 12. 1906, welches bisher auf dem Gebiet 
des vormaligen öſterreichiſchen Gebiets verbindlich war. 

Es wird daher auf die wichtigſten Beſtimmungen dieſer 
Verordnung, insbeſondere auf die Art der Anmeldung zur 
Verſicherung und die, die Beitragsentrichtung betreffenden Vor⸗ 
Schriften aufmerkſam gemacht. 


Art der Verſicherung. 
Dieſe Verordnung regelt die Verſicherung der 
Angeſtellten. 
. gir den Fall der Arbeitsloſigkeit, 
i „ Berufsunfähigkeit, 


— 


— 


„ das Alter, 
den Fall des Todes. 


8 c 


"n 


Entſtehung und Erlöihen der Verſicherungspflicht. 


Die Verſicherung beginnt mit dem erſten Tage des Ra- 
lendermonats, in dem der Angeſtellte die verſicherungspflichtige 
Tätigkeit übernommen und dieje Tätigkeit wenigſtens 14 Tage 
während dieſes Kalendermonats gedauert hat, ſonſt mit dem 
eriten Tage des folgenden Kalendermonats mit demſelben Bor- 
behalt. 

Die Verſicherungspflicht erliſcht mit dem Ende des Kalen⸗ 
dermonats, in dem die verſicherte Perſon die Angeſtellteneigen⸗ 
ſchaft verloren hat oder einen Anipruch auf Invaliden- oder 
Altersrente erlangt hat. 

Ein Angeſtellter, der talſächlich dienſtliche Tätigkeiten nicht 
verrichtet, wird ſolange als in der Beſchäftigung befi dlih aa- 
geſehen, als er vom Arbeitgeber ein Entgelt erhält oder einen 
Anſpruch darauf hat. 


Höhe der Beiträge. 

Die Höhe des Beitrages zur Deckung der Penſions⸗ 
leiſtungen betragt für die erſten 5 Jahre 8% des Grundgehalts 
in der entſprechenden Einkommensgruppe, die Höhe der Bei⸗ 
träge dagegen zur Deckung der Leiſtungen bei Arbeissloſig⸗ 
keit beträgt während der erſten 5 Jahre 2% des Brundge- 
haltes in der entſprechenden Einkommensgruppe. 

Für die Pflichtverſicherten nach dieſer Verordnung in der 
Einkommensgruppe A, die kein Entgelt oder nicht mehr als 
60,— Zl. monatlich oder nur den Unterhalt erhalten, zahlt 
der Arbeitgeber den Verſicherungsbeitrag aus eigenen Mitteln. 

In anderen Fällen wird der Beitrag zwichen dem Ar 
beitgeber und dem Verſich erten folgendermazen geteilt: 


Bei einem monatl. zahlt der » zahlt der 
Entgelt Arbeitgeber Arbeitnehmer 
1. über 69-400 8ʃ. 3/8 2/5 
2. „ 409 800 „ 1 12 


Bei elnem Entgelt über 890 Zi. zahlt der Arbeitgeber 2:5 hin⸗ 
ſichtlich der Verſicherung für den Fall der Berufsunfäh'gkeit, 
für das Alter und den Fall des Todes, dagegen 2:5 des Bei⸗ 
trages laut Berdienſtgruppe L. entſprechend zur Verſicherung 
für den Fall der Arbeitsloſigkeit. 

Für die Entrichtung des aus der Pflichtverſicheeung zus 
ſtehenden Beitrages, iſt der Arbeitgeber haftbar, dem das Recht 
zuſteht, den auf den Angeſtellten entfallenden Beitragsleil, bei 
der Auszahlung des Entgelts in Abzug zu bringen, 

Der Abzug kann für die Verganzenheit nur für die zwet 
letzten Jahlungsgaſchnitte vorgenommen werden, während die 
Beiträge, die in dieſem Termin nicht abgezogen find, der Mr- 
beitgeber ganz aus eigenen Mitteln deckt. d 

Die verfiherungspilichtigen Perſonen werden entſprechend 
dem erhaltenen Entgelt in die folgenden Verdienſtgruppen 
eingereicht: r 


J 


(Beitragshöhe und defen Vertellung an den Arbeitgeber und Angeſtellten jeder Gruppe) 


i i l $ Voller 
Tatſächlich monatlicher Beitrag für 
Grund⸗ 


Ver⸗ . die Penſions 
dienſt⸗ Cuga mn gehalt Veiſ und 
gruppe bis einſchließlich für den (all 

der Arbeits⸗ 

zloty zloty loſigkeit 

As 60 - 80 60 | 6 
W os Mocama : 17. 8 41 1 
„ P e 5488 | „ in 
C 120-150, 120, ui 

D, 150 180 Ne 
DE 150- 220 180 18 
F mut 2 220 260 W le ‚220. 2 22 
6 260 — 300 <: 260 7 26 r3 

e E i 800 — 360 300 * 30 

09 360 —420 300 86 

- * 12 

i 420—480, en) 42 

K 480—560 480 45 

aiy 560—640 560 56 
1 640720 - 640 62,40-z1 
N 720 und mehr 720 68,80 „ 


. Verſicherungsbeitrag 
Pen ſi ons f. d Fall d. Arbeitslosigkeit 


entfallen zur Entrichtung aus 


bein 
Bezügen Arbeitgeber | Arbeitnehmer) Arbeitgeber [Arbeitnehmer 
— zlotv zloty zloty zloty 
bis 60 21. 4,80 — 1.20 — 

über 60 2. 2.90 0,70 mia 0.0 5 
Ans erte 0 4.80 Ie ita 1 1,10 ih % gs 

ie ie ee De 1,40 1500 
ae 4,20 4,80 2% 1,80 uni a 
| a 8,60 sel 1r: 2,20 e e 
10,60 6 7. 2.60 1% W1 
12,50 fs 28,30 t aut 3,10 2 2,10 178 155 

14,40 9,60 3,60 TAN 
r ir e ME deen ka UT 1 l 
bis 400 21. 17,30 14,50 4,0 %% [ 290 en 
über 400 l. 14,40 14.40 eee ee 
16,80 16,80 4,20, el 

-19,20 e 4,80 BO. 
22,40 22,40 5,60 2 0% e 
25,60 25760. „560 5,60 vosita] 
bis 800 28,80 . 28,80, 5.50 at > i 
über 800 z}. 23,00 34,60 4,50 ba. 070 T 

r N i A eh aiik 


Perſonen, die für ihre Dienſte kein Entgelt oder weniger 

als 60.— Zloty monatlich erhalten, unterliegen nach Gruppe A 
der Verſicherung, die Perſonen, deren monatliches Entgelt 
720.— Zloty überſteigt, werden in die höchſte Gruppe N ein- 
gereiht für die Verſicherung 

a) im Falle der Berufsunfähigkeit, 

b) für das Alter, 

c) für den Todesfall. 


Für die Entrichtung der Beiträge zur Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung wird als Höchſt⸗Einkommen 560, — Zl. monatlich (al 
ſo Verdienſtgruppe L vorgenannter Tabelle) feſtgeſetzt. Für 
alle Verſicherte, die über 560, — Zl. verdienen, ift für den Fall 
der Arbeitsloſigkeit uur ein Beitrag von 2% von 560, — Zl. 
gleich 11,20 Zl. zu entrichten, der wie aus obiger Tabelle er- 
ſichtlich, bei einem Einkommen bis zu 800, — Zl. monatlich je 
zur Hälfte vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer bezahlt wird. 
Bei einem Einkommen über 800, — Zl. monatlich zahlt der 
Arbeitgeber 2,5 und der Arbeitnehmer 3,5 des Beitrages. 
(Siehe Tabelle.) 


Zahlung der Perſicherungsbeiträge und Vornahme 
der Anmeldung. 

Die Beiträge ſind für jeden Kalendermonat, in dem der 
Angeſtellte der Verſicherungspflicht unterliegt, nachträglich inner- 
halb der erſten 10 Tage des folgenden Kalendermonats zu 
zahlen. Die Pflicht zur Zahlung der Beiträge iſt unabhängig 
von der Feſtſetzung ihrer Höhe durch die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalt, der Zahlungsaufforderung der Anſtalt, ſowie von 
x Rechtsgültigkeit der entſprechenden Anordnungen der An⸗ 
talt. 
| Der Arbeitgeber ift verpflichtet, in derſelben Zeit. d. i. 
innerhalb der erſten 10 Tage des Kalendermonats, ein Ver⸗ 
zeichnis der im vorhergehenden Kalendermonat bei ihm De- 
ſchäftigten, der Verſicherungspflicht unterliegenden Perſonen ſo⸗ 
wie eine Berechnung der zuſtehenden Beiträge zu überſenden. 
In dem gleichen Termin iſt der Arbeitgeber verpflichtet, die 
Anſtalt von allen Aenderungen zu benachrichtigen, die im 
Dienſtverhältnis ſeiner Angeſiellten während des abgelaufenen 
Monats eingetreten ſind, ſowie von den Aenderungen ihres 
Familienſtandes, von denen er benachrichtigt worden iſt. Wenn 
im Vergleich mit dem vorhergehenden Monat keine Aende⸗ 
rungen eingetreten ſind, genügt es, ſich auf ben vorhergehen— 
den Nachweis zu berufen. 

Die Nachweiſung für Januar 1928, welches das alfa- 
betiſche Verzeichnis der Angeſtellten und berechneten Beiträge 
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Kattowitz. 


Si bend | abends 8 Uhr, im Vereinslokal „Chriſtliches 
4. Spehritar 


Hoſpiz“ Faſchingsvergnügen mit verſchiedenen 
Beluſtigungen (ſiehe beſondere Anzeige). 
Dienstag, 
7. Februar 


Ortsgruppen: 


abends 8 Uhr, die fällige Monatsverlammlung 
mit folgender Tagesordnung: 1. Verleſen der 
letzten Berhandlungsſchrift, 2. Verſchiedene Mit- 
teilungen, 3. Bericht über das Faſchingsvergnügen, 4. Wahl 
der Vertreter zur Jahreshauptoerfammlung, 5. Anträge zur 
Jahres hauptverſammlung, 6. Verſchiedenes. 


Königshütte. 

tag abends 8 Uhr, Monatsverſammlung im Ver⸗ 

20 Sabian einsheim „Krügel“ mit anſchließendem Bortrag 

des Geſchäftsführers Koruſchowitz über das Thema 

„Praktiſche Beiſpiele zu dem neuen Angeſtelltenverſicherungs⸗ 

geje“. Wir bitten die Kollegen um recht guten Beſuch. 
Turnergilde Königshütte. 

Jeden Sonnabend, abends 8 Uhr, Mannſchaftsabend im 
Vereinsheim „Krügel“. Nach den Mannſchaftsabenden Spiel- 
abend. 

Jeden Dienstag und Freitag, abends 8 Uhr, Turnen in 
der Turnhalle, Parkſtraße. 

Hie Handballſpiele werden noch rechtzeitig im „Oberſchl. 
Kurier“ bekanntgegeben, da dieſelben 3. Zt. noch nicht feft: 
ſtehen. —— Ten - — — — — 
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enthält, muß der Anſtalt ſpäreſtens innerhalb der erſten 10 
Tage des Monats Februar 1928 mit gleichzeitiger Ueberweiſung 
der entfallenden, nach der angegebenen Tabelle berechneten 
Beiträge in bar an die Kaſſe des Zaklad oder mittels Scheck 
auf die P. K. O. Katowice Nr. 300233, vorgelegt werden. 

Von rückſtändigen Verſicherungsbeiträgen, die nicht in der 
vorgeſchriebenen Zeit eingezahlt ſind, ſind Verzugszinſen zu 
zahlen, die um die Hälfte höher find, als der jeweilige Dis- 
kontſatz der Bank Polski. Die rückſtändigen Beiträge, ſowie 
die Verzugszinſen, Mahn⸗ und Vollſtreckungskoſten, zieht die 
Krankenkaſſe (Sozialverſicherungskaſſe) in derſelben Weile ein 
wie ihre Verſicherungsbeiträge. 

Strafbeſtimmungen. 

Die Arheitgeber, Angeſtellten und Leiſtungsempfänger, die 
in dieſer Verordnung im Statut des Zaklad vorgeſchriebenen 
Anmeldungen oder Liften bezw. Beſcheinigungen unwahre Un- 
gaben machen oder unwahre Auskünfte erteilen oder die Er⸗ 
teilung von Auskünften entgegen der fie verpflichtenden Vor⸗ 
ſchriften überhaupt verweigern, unterliegen einer Geldſtrafe bis 
zu 1000, — Zl. und im Falle ihrer Uneinziehbarkeit einer Haft⸗ 
ſtrafe bis zu 6 Wochen. j 

Perſonen, die die vorgeſchriebenen Liften, Anmeldungen 
oder Beſcheinigungen in der vorgeſchriebenen Zeit nicht vor- 
legen, unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 500, — Zl., welche 
im Falle ihrer Uneinziehbackeit in eine Haftſtrafe bis zu 3 
Wochen umgewandelt werden kann. 


Aenderungen des Beitragsſyſtemes. 

Alle bisher in Oberſchleſien im Gebrauch e e An⸗ 
geſtelltenverſicherungskarten ſind nach Einkleben der Marken 
für Dezember 27 und Ausftellung von Abrechnungen, ſofort 
an die Kartenausgabeſtelle zur Aufrechnung zu überſenden. 

Das bisher verbindliche Markenſyſtem wird nach dem 
1. Januar 1928 nicht mehr praktiziert, dagegen wird ein 
Konten⸗Syſtem eingeführt. Die neuen Verſicherungskgrten wird 
die Anſtalt nach Eingang der Liften, die der Anſtaft für den 
Monat Januar ſpäteſtens innerhalb der erſten 10 Tage des 
Monats Februar cr. zu überſenden ſind, ausſtellen. 

Alle Anmeldungen, die auf Grund dieſes Geſetzes dem 
Zaklad mitzuteilen ſind, ſollen auf den Formularen, die im 
gaktad zum Selbſtkoſtenpreiſe zu haben find vorgenommen 
werden. Die neuen Formulare find in Krankenkaſſen-, Ber- 
ſicherungsämtern, Kontrollſtellen und in der Angeſtelltenver— 
ſicherungsanſtalt zu haben. 


Zwecks Gründung einer Schlag- und Fauſtballmannſchaft 
fordern wir alle Inngmannen auf, die unſerer Bewegung noch 
fernſtehen, an einem der nächſten Abende zu erſcheinen. 

Alle Forderungen und Zuſchriften an die Turnergilde ſind 
an Georg Rzepozyk, Krol. Huta, ul. Hajducka 11 und 
Paul Broll, Krol. Huta, ul. Bytomsku 38, zu richten. 


Schwientochlowitz. 


abends 8 Uhr, findet im Reſtaurant „Leja“ die 
fällige Monatsverſammlung ſtatt. Anſchließend 
Vortrug des Geſchäftsführers Koruſchowitz über 
das Thema „Praktiſche Beiſpiele zum neuen Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetz“. Wir bitten um recht zahlreichen Beſuch zu 
dieſer Veranſtaltung. 


Bismarckhütte. 


abends 8 Uhr, Monatsverſammlung im Ver⸗ 
einsheim mit anſchließendem Vortrag des Ge⸗ 
ſchäftsführers Koruſchowitz über das Thema 
„Praktiſche Beiſpiele zum neuen Angeſtelltenverſicherungsgeſetz“. 
Alle anderen Veranſtaltungen werden durch beſondere Rund⸗ 
ſchreiben bekanntgegeben. 


Lipine. 


Sonnabend, 
18. Februar 


[Donnerstag, 
116. Februar 


Dienstag, 
7. Februar 


abends 8 Uhr, bei „Machon“ 


Masken:Ball. 


Befondere Einladungen ergehen noch. 
74111 — men ur At $ 
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Jugendgruppen. 


Kattowitz. 


Dienstag abends 8 Uhr, Zuſammenkunft der Jugend⸗ 
21. Februar 


BR Kollege Jaite wird den verſprochenen 
Tatra“ halten. 


ortrag über „Wanderungen in der Hohen 

Jeder Jungkaufmann, der Freund unſerer 
Berge iſt, erſcheine zu dieſer Sitzung, die wieder ſehr unter⸗ 
haltſam zu werden verſpricht. 


Im Anſchluß daran wollen wir, ſofern es die Zeit geſtattet, 
auch wieder berufliche Fragen, wie das letzte Mal, beſprechen, 
ſogaß kein Jungkaufmann ſich dieſe Sitzung entgehen laſſen 
kann. Erſcheint alle vollzählig. 


Doranzeige! 


An alle unfere Mitglieder und Mitarbeiter! 
Wir geben hiermit bekannt, daß die diesjährige 


Juhles⸗Hauptverſammluug 


am 25. März 1928 in Katowice, im Saale des 
Chriſtl. Hoſpiz, ul. Jagiellonska 
ſtattfindet. 

Nähere Mitteilungen bezw. der Vertreter, Zeit⸗ 
En und Tagesordnung der Verſammlung ergehen 
noch. 

Wir bitten auf dieſem Wege alle unſere Mitglieder 
darum, ſich dieſen ſo wichtigen Tag frei zu halten, um 
an einer ſo wichtigen Standestagung beſtimmt 

| teilnehmen zu können. 


Der Hauptvorſtand. 


Königshütte. 

aan abends 8 Uhr, Heimabend im Krügel. Dem ge⸗ 
13 Febr ſchäftlichen Teil folgt ein Lichtbildervortrag des 
— l Jungm. Sigmund. Es ift Pflicht eines jeden 
Jungmannes, dieſe Sitzung pünktlich zu beſuchen. - 


Schwientochlowitz. 

Freitag, abends 8 Uhr, findet im Reſtaurant „Leja“ die 
24 Februar fällige Monatsverſammlung ſtatt. Anſchließend 
— — Lichtbildervortrag. Es ergeht an alle Jung- 
mannen der Ruf, an dieſer Verfammlung pünktlich und reſt⸗ 
los teilzunehmen. 


Zu dem am 4. Februar 1928, abends 8 Uhr, 
im „Chriftl. Hoſpiz“ Katowice, ul. Jagiellonska 17 
ſtattfindenden 


Faſchings⸗ Vergnügen 
Ortsgruppe Kattowitz 


laden wir auch auf dieſem Wege alle Mitglieder, auch 
der anderen Ortsgruppen, herzlichſt ein. 

Für gute Muſik und verſchiedene Ueberraſchungen 
iſt Sorge getragen. Außerdem tritt unſere Turnergilde 
mit ihren gediegenen Vorführungen auf. 
niemand zu erſcheinen. 
Eintrittspreiſe: 1,50 Zl. für Mitglieder u. Angehörige 

2,50 „ für eingeführte Gäſte. 
Kaſſeneröffnung um 7 Uhr abends. 


Es verſäume 
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Für die Redaktion verantworti, Leo Koruschowitz, Katowice, ul. Sw. Jana 10 
Druck: Kurler Sp. z o. p. Katowice, 


Sobald die Urſache für das Ruhen der Witwenrente aufhört, 
(Art. 55), ſo hat die Witwe nur dann das Recht auf die ruhende 
Witwenrente, wenn ſie aus der Wiederverheiratung das Recht auf 
die zweite Witwenrente auf Grund der Sozialverſicherungsvorſchriſten 
nicht erworben hat. Bei Erwerbung des Rechts auf die zweite 
Witwenrente hat die Witwe das Wahlrecht. 


13. Die Folgen des unrechtmäßigen Bezuges oon Leiflungen. 

Art. 60. Die zugeſprochenen Leiſtungen ſind einzuſtellen und die 
Rückzahlung bereits ausgezahlter Leiſtungen zu verlangen, wenn es 
ſich herausſtellt, daß das Recht auf dieſe Leiſtungen überhaupt nicht 
beſtanden hat oder nicht mehr beſteht. 

Wer unrechtmäßige Leiſtungen bezogen hat, iſt verpflichtet, die 
erhaltenen Beträge zurückzuerſtatten unabhängig von einer etwaigen 
ſtraftrechtlichen Verantwortung. 


14. Heilverfahren. 

Art. 61. Zwecks Vermeidung der einem Verſicherten drohenden 
Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs oder um einer Perſon, die 
Leiſtungen bezieht. diefe Fähigkeit wieder zu verſchaffen, hat die An- 
geſtellten⸗Verſicherungsgeſellſchaft das Recht, ein Heilverfahren 
anzuordnen. 

Zu dieſem Zweck kann die Anſtalt auf eigene Koſten die 
betrefſende Perſon mit deren Einverſtändnis in einer Heilanſtalt 
unterbringen oder an einer anderen Stelle, die ſich zur Durchführung 
der Heilung eignet. 

Die Verweigerung des Einverſtändniſſes kann die 
vorgeſehenen nachteiligen Folgen haben, wenn 

1. die Art der Krankheit eine Heilung und Pflege erfordert, 

die im Hauſe des Kranken unmöglich ſind; 

2. die Krankheit anſteckend iſt; 

3. der Zuſtand des Kranken oder ſein Verhalten eine dauernde 

Auſſicht erfordern; 

4. der Kranke mehrmals im Widerſpruch zu den Anordnungen 

des Arztes gehandelt hat. 

Ark. 62. Für die Zeitdauer einer von der Angeſtellten⸗Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt angeordneten Heilung (Art. 61, Abf. 2) kann die 
Rente ganz oder teifweife eingeſtellt werden. 

Falls jedoch die Perſon, deren Heilung angeordnet worden iſt, 
Familienmitglieder hat, die ausſchließlich vorwiegend von ihr unter⸗ 
halten werden, iſt dieſen Familienmitgliedern (Art. 35) eine Unter⸗ 
ſtützung zuzuſprechen in Höhe der halben Rente, die der Ernährer be⸗ 
zogen hatte, bzw. der Rente, auf die er Anſpruch haben würde, 
wenn er berufsunſähig geworden wäre. 

Die Unterſtützung ruht, falls und ſolange 
ſeinem Arbeitgeber eine Entſchädigung erhält 
ſpruch hat. 

Art. 63. Bei Weigerung, ſich der Heilungsanordnung zu fügen, 
ohne gerechtfertigten Grund, kann in den in Art. 61 P. 1 bis 4 vor⸗ 
geſebenen Fällen für eine beſtimmte Zeit die Entziehung der In⸗ 
validenrente ganz oder teilweise erfolgen, falls die Meldung nach 
ärztlichem Gutachten vermutlich ihren Zweck erreicht hätte. 

Art. 64. Sämtliche infolge des Heilverfahrens ſich ergebenden 
Streitigkeiten zwiſchen den Angeſtelltenverſicherungsanſtalten und den 
Sozialverſicherungskaſſen oder Unſallverſicherungsinſtituten entſcheidet 
das für das Inſtitut zuſtandige Vezirksverſicherungsamt, gegen das 
ein Anſpruch erhoben morden iſt bezw. das höhere Verſicherungsamt, 
falls es fich um den oberſchleſiſchen Teil der Wojewodſchaft Schleſien 
handelt. Gegen eine Entſcheidung des Bezirksverſicherungsamts kann 
beim Minifter für Arbeit und ſoziale Fürſorge innerhalb eines Monats 
nach Zuſtellung Verufung eingelegt werden. 


15. Die Ergänzung der Berufsausbildung. 

l Art. 65. Falls ein Verſicherter infolge ungenügender Vorbe- 
reitung auf den erwählten Beruf keine entſprechende Veſchäftigung 
finden kann, iit die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt berechtigt, ihn zur 
Ergänzung ſeiner Vorbereitung durch Teilnahme an den ihm ange⸗ 
gebenen Kurſen oder Beſuch einer Berufsſchule zu verpflichte. 

4 Der Beſuch der Schule oder der Kurſe beraubt den Bered- 
ligten nicht des Anſpruchs auf die Arbeitsloſenunterſtützung während 
des Unterſtützungszeitraumes. 

Falls die angeordnete Ergänzung der Schulung mit beſtimmten 
Gebühren verknüpft iſt, trägt dieſe die Angeſtelltenverſicherung. 
16. Leiſlungen in Natur. 


Art. 66. Empfänger von Invaliden-, Alters-, Witwen- oder 
Waiſenrenten können auf eigenes Verlangen bezw. auf Verlangen 
des Vormundes oder Kurators in einer Anſtalt für Invaliden, Greiſe 
oder Waiſen untergebracht werden, wobei für dieſen Zweck die Rente 
ganz oder teilweiſe abgezogen wirb. 

Vieſe Perſonen gelten nicht als Perſonen, die von der ſozialen 
Fürſorge leben. 

Auf Verlangen des Vormunds bezw. der Vormundſchaſtsbe⸗ 
hörde foll nach Mäalichkeit die Unterbringung der Waiſen in einem 
Waiſenhaus oder einer anderen Erziehungsanſtalt erfolgen. 


in Art. 63 


der Ernährer von 
oder durauf UAn- 


Der zur Deckung der Unterhaltskoſten in den Anſtalten nicht 
verbrauchte Teil der Rente ijt den Berechtigten bezw. ihren geſetz⸗ 
lichen Vertretern auszuzahlen. 

17. Abzüge oon Verſicherungsleiſtungen ſowie Kündigungen 

und Pfändung dieſer Leiſtungen. 

Art. 67. Der Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt ſteht das Recht zu: 

1. von den zuſtehenden Leiſtungen die Vorſchüſſe abzuziehen, 
die den berechtigten Perſonen von der Verſicherungsanſtalt unmittel⸗ 
bar oder mittelbar nach Entſtehung des Rechts auf Leiſtungen 
gewährt worden find, ſowie 

2. von zuſtehenden Leiſtungen unrechtmäßig 
zahlungen abzuziehen. 

In dem in Punkt 2 bezeichneten Fall muß die Anſtalt fo weit 
wie möglich bei Abzug ihrer Gebühren von wiederkehrenden Lei⸗ 
ſtungen Erleichterungen anwenden. 

Gemäß diefer Verordnung zuſtehende Leiſtungen können nur 
aus Unterhaltsanſprüchen der Kündigung und gerichtliche Pfändung 
unterliegen, ſowie auch der Kündigung und gerichtlichen oder admi⸗ 
niſtraiiven Pfändung zur Befriedigung der den Gemeinden zuſtehen⸗ 
den Anſprüche auf Erſtattung getragener Ausgaben hinſichtlich der 
ſoziaſen Fürſorge. 

Die Höhe der Kündigungen und Pfändungen beträgt für Unter: 
haltsanſprüche zwei Fünſtel und für Gemeindegebühren ein Fünftel 
der zur Auszahlung gelangenden Leiſtungen. 


erfolgte Aus⸗ 


18. Rückzahlung oon Beilrägen und Kapffaliſierung von Renken. 

Art. 68. Eine Perſon weiblichen Geſchlechts, die 60 Beitrags⸗ 
monate erreicht hat und innerhalb eines Jahres nach Aufgabe der 
Beſchäfttaune die Ehe eingegangen ift oder innerhalb eines Jahres 
nach Schließung der Ehe eine Beſchäftigung aufgegeben hat, die 
gemäß dieſer Verordnung die Verſicherungspflicht begründet, hat 
das Recht auf Rückzahlung des gemäß Art. 104 auf den Anseſtellten 
entfallenden Teils der für die Penſionsleiſtungen gezahlten Beiträge. 

Der aus dieſem Artikel hervorgehende Anſpruch kann nicht eher 
als nach Ablauf eines ſechsmonatigen Verbleibens 
ohne verſicherunaspflichtige Beſchäftigaung angemeldet werden, jedoch 
ſpäteſtens nach Ablauf eines Jahres von dieſem Augen 
blick an. 

Die Rückzahlung der Beiträge iſt 
erfolater Rückzahlung, 
tigien Perſon neu entſteht. 

Art 69. Auf Bitte der zu einer Rente berechtigten Perſon 
kann die Angeſtellten⸗Verſicherungsanftalt den Betrag ausaahlen, 
der dann nach den vom Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge 
feſteſetzten Grundſätzen dem kapitaliſterden Wert der Rente entſpricht, 
falls die Gemeinde. die zur Verſorgung der betreffenden Perſon 
bei Armut verpflichtet. ift, ihr Einverſtändnis erklärt und eine 
zweckdienliche Verwendung des empfangenen Betrages geſichert ift. 

Die Ausnutzung der aus Art. 68 oder dieſem Artikel hervor- 
gehenden Rechte erſchäpft ſämtliche, in dieſer Verordnung vorge- 
ſehenen Rechte die der betreffenden Perion aus der bei Verwirk- 
lichung dieſer Rechte berückſichtigten Verſicherung zuſtehen würden. 

19. Die Angejtellten-Berfiherungsanffalfen und der Verband 

der Angeſielllen-Verſicherungsanſlalken. 

Art. 70. Zur Durchführung der in dieſer Verordnung geregelten 
Verſicherung werden Angaeſtellten⸗Verſicherungsanſtalten aeichaffen, 
deren Zahl, Sitz und örtſiche Zuſtändigkeit der Miniſter für Arbeit 
und ſoziale Fürſorge feſtſetzt, ſowie der Verband der Angeſtellten⸗ 
Verſicherungsanſtalten mit dem Sitz in Warſchau. 

Art. 71. Die Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt ift zuſtändig für 
die Verſicherung der Perſonen, die im Sinne dieſer Verordnung der 
Verſicherungspflicht unterliegen, deren Beſchäftigungsart ſich in dem 
Tätigkeitsgebiet der Anſtalt beſindet oder die der Arbeitgeber, der 
in dieſem Gebiet ſein Unterkommen hat, nur vorübergehend außerhalb 
dieſes Bezirkes beſchäftigt. 

Für die in Art. 2 letzter Abſatz erwähnten Perſonen 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt in Warſchau zuſtändig. 

Die Angeſtellten der Anftalt und des Verbandes der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalten ſowie die Mitglieder ihrer Leiſtungen und 
Organe ftehen bei Ausübung ihrer Amtspflichten auf gleicher Stufe 
mit den Staatsbeamten ſowohl beg. des Rechtsſchutzes als auch 
bez. der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. 

Die ſtändigen Angeſtellten der angeführten Inſtikute legen den 
Dienſteid ab, die nichtſtändigen Angeſtellten legen das Dienſtgelöbnis 
ab; die Form des Eides und des Gelöbniſſes beſtimmt eine Verord⸗ 
nung des Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge. 


un zuläſſig, falls er vor 
eine Verſicherungspflicht der berech⸗ 


iſt die 


20. Die Organe der Augeſtellten verſicherungsanftalt und 
ihr Wirkungskreis. 


Art. 72. Organe der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt find: 


1.) der Rat, 

2.) der Vorſtand, 

3.) die Reviſionskommiſſion, 

4. die Rentenkommiſſion. 

Art. 73. Der Rat der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt beſteht 
aus dem Vorſitzenden und dem ſtellvertretenden Vorſitzenden der 
Anſtalt ſowie aus den Vertretern der Verſicherten oder der Ange⸗ 
ſtellten, die Leiſtungen beziehen und aus den Vertretern der Arbeit⸗ 
geber, die getrennt von den Angeſtellten und den Arbeitgebern ge⸗ 
wählt werden, wobei auf 2 Mitglieder aus dem Arbeitskreiſe ein 
Mitglied aus dem Kreiſe der Arbeitgeber entſällt. 

Gleichzeitig mit der Wahl der Ratsmitglieder 
Vertreter in doppelter Zahl gewählt. 

Die Satzungen der Anſtalt beſtimmt ein Verhältnis zur Zahl 
der Angeſtellten die Zahl der Mitglieder des Rates, der jedoch nicht 
größer als 45 Mitglieder fein darf. 

Art. 74. Zum Tätigkeitsbereich des Rates der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt gehören folgende Angelegenheiten: 

1.) Die Wahl: der Kandidaten für den Poſten des Vorſitzenden 
und des ſtellvertretenden Vorſitzenden (Art. 75 Abſ. 1 und 2), der 
Mitglieder des Vorſtandes, der Reviſionskommiſſion, der Rentenkom⸗ 
miſſion, der Vertreter der Anſtalt in der Leitung des Verbandes der 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalten ſowie Beiſitzer für die in Art. 130 
vorgeſehenen beſonderen Organe: 

2.) Beſchluß des Haushaltvoranſchlages; 

3.) Prüfung der Jahresberichte und Rechnungsabſchlüſſe ſowie 
die Erteilung der Entlaſtung des Vorſtandes. 

4.) Beſchluß der Satzungen der Anſtalt 
derungen derſelben, 

5.) Erwerb, Belaſtung und Veräußerung von Grundſtücken ſowie 
Feſtlegung der Hauptrichtlinien bez. der Unterbringung des Vermö⸗ 
gens mit Berückſichtigung der Beſtimmung des Art. 102 Abſ. 4. 

6) Feſtſetzung der Höhe der Tagegelder bezw. der Pauſchal⸗ 
ſumme für die Mitglieder der Organe der Anſtalt; 

7) Entſcheidung in Sachen der Mandatsenthebung von Ratsmit⸗ 
gliedern in den in dieſer Verordnung vorgeſehenen Fällen, ſowie 
in den Angelegenheiten, in denen dieſelben zu gerichtlicher Verant⸗ 
wortung gezogen werden ſollen. 

Art. 75. Den Vorſitzenden und den ſtellverkretenden Vorſitzen⸗ 
den der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt ernennt der Miniſter für 
Arbeit und ſoziale Fürſorge für die Zeit von ſechs Jahren aus 4 
Kandidaten, die ihm vom Rat vorgeſchlagen werden. 

Falls der Vorſitzende aus dem Kreiſe der Angeſtellten ernannt 
wird, muß der ſtellvertretende Vorſitzende aus dem Kreiſe der Arbeit⸗ 
geber ernannt werden und umgekehrt. 

Den Rat beruft der Voyſitzende 
ſitzende mindeſtens zwei Mal im Jahre. 

Auſ ſchriftliches Verlangen von einem Drittel der Raksmit⸗ 
glieder oder auf Grund eines Beſchluſſes des Vorſtandes iſt der 
Vorſitzende verpflichtet, den Rat einzuberufen unter Bekannigabe des 
Sitzungstermins, nach Möglicjkeil auf den im Antrag oder Beſchluß 
feſtgeſetzten Tag. 

Die Ratsſitzungen leitet der Vorſitzende der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalt oder der ihn vertretende, zweite Vorſitzende. Der Vor⸗ 
ſitzende ſtimmt nur bei Stimmengleichheit mit. 

Für die Gültigkeit des Ratsbeſchluſſes ift die Gegenwart des 
Vorſitzenden oder des ſtellvertretenden Vorſitzenden und mindeſtens die 
Hälſte der in den Satzungen ſeſtgeſetzten Zahl der Ratsmitglieder 
oder ihrer Vertreter erforderlich. Die Beſchlüſſe fallen mit einfacher 
Stimmenmeyrheit der anweſenden Mitglieder mit Ausnahme der Be⸗ 
ſchlüſſe in den Art. 74, § 4 bezeichneten Angelegenheiten, für deren 
Gültigkeit eine Stimmenmehrheit von zwei Drittel der anweſenden 
Mitglieder erforderlich ift. 

Art. 76. Der Rat beſchließt die Satzung der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanſtalt, die der Beſtätigung durch den Miniſter für Arbeit 
und foziale Fürſorge unterliegt. 

Die Satzungen müſſen Beſtimmungen enthalten über 

1.) die Mitgliederzahl der Anſtaltsorgane, 

2.) die Art der Einberufung von Sitzungen dieſer Behörden, 

3.) die Art und Reihenfolge der Berufung von Vertretern der 
Mitglieder dieſer Organe, 

4.) den Tätigkeitsbereich der Anſtaltsorgane, 

5. das Verfahren der Rentenkommiſſion bei Feſtfetzung und 
Zuſprechung von Leiſtungen ſowie Anwendung des Heilverſahrens, 

6.) die Art der Auszahlung der Leiſtungen, ſowie den Nachweis 
über die Berechtigung zum Empfang derſelben, 

7.) die Beſtimmungen der Zuſtändigkeit der Annahme, Beſör⸗ 
derung auf höhere Poſten und Entlaſſung des Anftaltsperfonals, 

8.) die Bedingungen, unter denen Verſicherte, die eine ſtändige 
veränderliche Entſchädigung beziehen, zu feſten Verdienſtgruppen 
gezählt werden können, je nach den örtlichen und beruflichen Ver⸗ 
häliniſſen, 


werden noch 


und etwaiger Abän⸗ 


oder der ſtellvertretende Vor⸗ 


9.) die Beweiſe, die von einer Perſon hinterlegt werden müſſen, 
die die Leiſtungen bezieht und ſich außerhalb des polniſchen Staates 
oder der Freien Stadt Danzig aufhält, zwecks Nachweis, daß ſie die 
erforderlichen Bedingungen beſitzt, ſowie der ungünſtigen Folgen 
(Einſtellung der Auszahlung der Leiſtung, Abfindung ſtatt Rente) 
bei Nichtvorlegung der vorgeſchriebenen Beweis mittel, 

10 die Bedingungen und Art der Ergänzung der Fachausbil⸗ 
dung der Anaeſtellten (Art. 65), 

11.) die Mitgliederzahl der Anſtaltsorgane, die aus den Perſo⸗ 
nen gewählt werden, die ihren ſtändigen Wohnort am Ort der Anſtalt 
oder in einer in den Satzungen feſtgeſetzten kurzen Entfernung von 
demſelben haben, 

12.) die Vertretung der Anſtalt nach außen und 
Unterzeichnung von Urkunden im Namen der Anſtalt; 

13) die Form und den Inhalt der Beſcheinigung (Art. 123 letzter 
Abſatz) der Anmeldungen (Berechnungen, Verzeichniſſe), die die 
Arbeitgeber oder die Verſicherten nach dieſer Verordnung einreichen 
müſſen, ſowie die Form und den Inhalt der Verſicherungskarten, die 
die Verſicherungslegitimation darſtellen, 

14.) die Bedingungen der Verlängerung des Unterſtützungszeit⸗ 
raums während der Arbeitsloſigkeit ((Art. 57), 

15.) die Bedingungen einer freiwilligen Fortſetzung der Pfaicht⸗ 
verſicherung, der freiwilligen Verſicherung, der Umwandlung einer 
einmaligen Abfindung in eine Rente (Art. 30 letzter Abſatz) und die 
Anrechnung früherer Dienſtjahre, 

16.) der Art der Veröffentlichung der Jahresberichte und Red): 
nungsabſchlüſſe. 

Die Satzungen und ihre Abänderungen 
Anſtalt im „Monitor Polski“ bekannt gemacht, 
verflichtet, dies in den verbreiteften örtlichen Tageszeitungen 
erwähnen. 

Art. 77. Der Voeſtand der Angeſtelllenverſicherungsanſtalt be- 
ſteht aus dem Norſitzenden und dem ſtellvertretenden Vorſitzenden 
fowie aus 9—15 aus dem Rat gewählten Mitgliedern, hiervon 
zwei Drittel Angeſtellte und ein Drittel Arbeitgeber, 

Für die Gültigkeit der Beſchlüſſe des Vorſtandes ift die Auwe⸗ 
ſenheit des Vorſitzenden oder fteflvertretenden Vorſitzenden und der 
Mehrheit der Mitglieder des Vorſtandes ſowie einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erforderlich, wobei die Beſtimmungen des 
Ark. 75 Abſ. 5 entſprechende Anwendung finden. 

Der Vorſtand verſammelt ſich regelmäßig einmal vierteljährlich, 
infolge eines Beſchluſſes des Vorſtandes ſelbſt oder auf ſchriftlichen 
Antrag eines Drittels der Mitalieder iſt der Vorſitzende oder der 
ihn vertretende Vorſitzende verpflichtet, eine Vorſtandsſitzung einzu⸗ 
berufen, wobei er die Sitzung auf den beſchloſſenen bezw. in dem 
ſchriſtlichen Antrag angegebenen Tag legt. 

Unabhängig hiervon ſteht dem Vorſitzenden oder ſeinem Vertreter 
das Recht zu, den Vorſtand auf Antrag des Direktors der Anſtalt 
oder nach eigenem Ermeſſen einzuberufen. 

Art. 78. Zum Tätigkeitsbereich des Vo rſtandes gehört: 

1.) die Ernennung und Entlaſſung eines Direktors und der 
Angeſtellten der Anſtalt, deren Ernennung dem Vorſtand in den 
Satzungen oder der Dienſtordnung vorhehalten iſt, 

2.) die Feſtſetzung der Dienſtverhältniſſe des Anſtaltsperſonals, 
mit dem Vorbehalt der Beſtätigung durch die ſtaatliche Aufſichts⸗ 
behörde, 

3.) die Entſcheidung bezüglich der Anlage von Fonds innerhalb 
der Grenzen der Beſtimmungen diefer Verordnung und der Rats⸗ 
beſchlüſſe, 

4.) die Entſcheidung in Fällen, 
Anſtalt vorbehalten find. 


die Art der 


werden auf Koſten der 
und die Anſtalt iſt 
zu 


die nicht anderen Organen der 


Art. 79. Der Vorſtand der Anſtalt wählt aus feiner Mitte ein 
engeres Ausſührungsorgan zur Entſcheidung der Anſprüche auf 
Leiſtungen wegen Arbeitsloſigkeit. Dieſes Organ entſcheidet ein⸗ 


ſtimmig, wobei der Vorſitzende als letzter abſtimmt; in Ermangelung 
der Einſtimmigkeit entſcheidet der Vorſtand. 

Die Satzungen der Anſtalt können ein ſtändiges, engeres Aus⸗ 
führungsorgan Thaffen, und deſſen Zuſammenſetzung und Befugniſſe 
feſtlegen. 

Die Ausführung einzelner Aufgaben bezw. Befugniſſe kann der 
Vorſtand Spezialkommiſſionen oder Beamten der Anftalt übertragen. 

Art. 80. Falls ein Beſchluß des Rats, des Vorſtandes oder 
engeren Ausſührungsorgans im Widerſpruch ſteht zu den geltenden 
Rechtsvorſchriſten, zu der Anordnung der Auſſichtsbehörde oder, 
falls es zu den Zielen der Anſtalt dermaßen im Widerſpruch ſteht, 
daß die Ausführung desſelben einen unerſetzlichen Schaden verur⸗ 
ſachen würde, muß der Vorſitzende der Anſtalt die Ausführung des 
Beſchluſſes des Vorſtandes oder des Rates bis zur Entſcheidung 
durch die ſtaatliche Auſſichtsbehörde ausſetzen, die Beſchlüſſe der 
engeren Ausführungsorgane aber bis zur Entſcheidung durch den 
Vorſtand 


Der Vorſitzende ift verpflichtet, ſpäteſtens innerhalb einer Woche 
nach Einſtellung der Ausführung des Beſchluſſes die Angelegenheit der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung vorzulegen bezw. Anord- 
nungen zwecks Einberufung des Vorſtandes zu treffen, falls die 
Ausführung eines Beſchluſſes der engeren Ausſührungsorgane aus⸗ 
geſetzt iſt. 

Art. 81. Die Reviſionskommiſſion beſteht aus ſechs Mitgliedern 
und ebenſoviel Vertretern, die für ein Jahr von dem Rat aus fih 
ſelbſt, zu zwei Drittel aus den Arbeitgebern und zu einem Drittel 
aus den Angeſtellten gewählt werden. 

Die Nevifionstommijfion wählt aus fih ſelbſt den Vorſitzenden 
ſowie deſſen Vertreter. 

Die Revifionskommiſſion iſt berechtigt, in jedem Augenblick zu 
einer Reviſion der Bücher und der Kaffe ſowie zu einer Prüfung 
des wirtſchaftlichen Standes der Anſtalt zu ſchreiten, wenn möglich 
in Gegenwart des Direkrors oder eines von demſelben bezeichneten 
Beamten; fte ift verpflichtet, dies vor der jährlichen Ralsſitzung zu lun. 

Die Kommiſſion muß die Reviſion auch auf Verlungen des 
Vorſitzenden der Anſtalt vornehmen. 

Die Kommiſſion führt die Reviſion mit mindeſtens drei Mit- 
gliedern bezw. deren Vertretern durch. 

Ueber ihre Tätigkeit ſtellt die Reviſionskommiſſion ein Proto⸗ 
koll auf, das ſie dem Rat zur Kenntnisnahme übermittelt. 

Art. 82. Die Rentenkommiſſion beſteht aus dem Vorſitzenden 
oder deſſen Vertreter, aus zwei Vertretern der Angeſtellben und 
einem Vertreter der Arbeitgeber oder deren Vertretern. 

Die Vertreter und Stellverterter beider Gruppen wählt der Rat 
aus ſich ſelbft heraus. 

Vorſitzender der Rentenkommiſſion ift der Direktor der Ange- 
ſtelltenverſicherungsanſtalt bezw. in deſſen Vertretung ein vom Vor⸗ 
ſtand Delegierter und von der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde beſtätigter 
Beamter dieſer Anſtalt. - 

Art. 83. Zum Tätigkeitsbereich der Rentenkommiſſion gehört: 

1.) Die Entſcheidung über Anſprüche auf Zuſprechung oder Ver⸗ 
längernug der Rechte auf Leiſtungen in den Fällen, in denen eine 
der Bedingungen die Unfähigkeit zur Ausübung des Berufes iſt 
oder in denen der Anſpruch ſich auf die Vorſchrift des Art, 31 ſtützt. 

2.) Die Entſcheidung im Falle einer Einſtellung oder Entziehung 
von in Punkt 1) vezeichneten Leiſtungen; i 

3.) Die Entſcheibung in Fällen eines Heilverfahrens. 

4.) Die Entſcheidung in Angelegenheiten der Kapttaliſierung der 
Renten (Art. 69). 

Die Rentenkommiſſion entſcheidet einſtimmig, wobei der Vor⸗ 
ligende als letzter ſtimmt; in Ermangelung der Einſtimmigkeit legt 
die Kommiſſion die Angelegenheit dem Vorſtand zur Entſcheidung wor. 

Art. 84. Den Direktor bezw. den Leiter der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanſtalt ernennt und entläßt der Vorſtand unter Vorbehalt 
der Beſtätigung dieſer Beſchlüſſe durch die ſtaatliche Aufſichtsbehörde. 

Zu den Aufgaben des Direktors der Augeſtelltenverſicherungs⸗ 
anſtalt gehört die Leitung des Büros der Anſtalt. die Erledigung 
der lauſenden Angelegenheiten und aller Angelegenheiten, die nicht 
den Organen der Anſtalt vorbehalten ſind. 

An den Sitzungen des Rates und der Organe der Anſtalt 
nimmt der Direktor (Leiter) mit beratender Stimme oder in deſſen 
Vertretung ein delegierter Beamter der Anſtalt teil. 

Art. 85. Von der Teilnahme an den Sitzungen der Organe der 
Anſtalt find veſtimmte Mitglieder ausgeſchloſſen, wenn Angelegen⸗ 
heiten zur Verhandlung kommen, an denen das Mitglied ſelbſt oder 
eine Perſon intereſſiert iſt, die mit ihr ehelich verbunden, in auf⸗ 
oder abfteiyender Linie verwandt oder verſchwägert oder als Ge- 
ſchwiſterkind bezw. noch näher verwandt ift, fei es durch Schwäger— 
ſchaft in demſelben Grade, fei es ſchließlich im Verhältnis eines 
Adoptivvaters, Vormundes oder Erziehers oder eines Adoplivkindes, 
Mündels oder Zöglings. 

21. Die Aufgaben und die Organiſation des Verbandes der 

Angeſtelltenverſicherungsanſtallen. 

Art. 86. Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalten ſchließen ſich zu 
dem Verband der Angeſtelltsnverſicherungsanſtalten zuſammen. 

Zu den Aufgaben des Verbandes gehört insbeſondere: 


1.) das Auftreten in den Angelegenheiten, die gemäß dieſer 
Verordnung die Geſamtheit der Verſicherten betreffen; 
2.) die Organiſatton der vorbeugenden, ſowie auch der zur 


Wiedererlangung der verlorenen Arbeitsfähigkeit beſtimmten Be- 
handlung, insbeſondere die Gründung gemeinſamer dieſem Zweck 
dienenden Heilanſtalten oder gemeinſamer Einrichtungen in Bade⸗ 
orten, Kurorten, Heilanſtalten und der Abſchluß von Verträgen 
mit Heilanſtalten, Sanatorien, Aerzten uſw.; 

9.) die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt, die fih aus den Beſtimmungen dieſer Verord⸗ 
nung ergeben. 


4.) die Beilegung einheitlicher Grundſaze für Verwaltungs⸗ 
und Büroweſen, [owie das Verfahren bei Zuſprechung von Leiſtungen; 

5.) die Organiſation einer gemeinſamen Tätigkeit bei der Un- 
lage des Anſtaltspermögens bei etwaiger Verſtändigung auch mit 
anderen Sozialverſicherungsinſtituten;: ! 

6.) die Durchführung der Abrechnung zwiſchen der Angeſtellten⸗ 
verſicherung für (Art. 101 Abſ. 3 und 4) innerhalb des erſten 
Hiertelſahres des folgenden Kalenderjahres; 

7.) die Feſtſetzung der Abrechnungsgrundſätze 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalten bei Uebertragung 
rung von einer Anſtalt auf die andere; 

8.) die Führung einer Zentralſtatiſtik im Bereich der durch dieſe 
Verordnung geregelten Verſicherung: 

9.) die Vertretung der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten 
Fachzuſammenkünſten ſowie in- und ausländiſchen Beratungen; 

10.) die Prüfung der Wirtſchaft der einzelnen Angeſtelltenver⸗ 


zwiſchen den 
einer Verſiche⸗ 


auf 


ſicherungsanſtalten im Auftrag der ſtaatlichen Aufſichtsbeyorde oder 
nach eigenem Ermeſſen, ſelbſtändig oder unter etwaiger Teilnahme 
eines Abgeordneten der Auſſichtsvehörde und die Vorlegung der 


Bemerkungen und Anträge der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Die Aufgaben des Verbandes werden in feinen Satzungen im 
einzelnen ſeſtgeſetzt. í 

Art. 87. Die zur Ausführung feiner Aufgaben erforderlichen 
materiellen Mittel ſchöpft der Verband der Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
anſtalten aus den Gebühren, die er nach den in den Satzungen vorge⸗ 
ſehenen Grundſätzen den einzelnen Anſtalten auferlegt. 

Art 88. Die Organe des Verbandes der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalten find: 

1.) der Vorſtand, 
2.) die Reyſſionskommiſſion. 

Art. 89. Der Vorſtand des Verbandes beſteht aus den vom 
Rat der einzelnen Angeſtelltenverſicherungsanſtalien zu je einem aus 
Angeſteluengruppe und einem aus der Arbeitgebergruppe delegierten 
Milgliedern, jowie aus den Mitgnedern, die vom Mimſter für 
Arbeit und ſoziale Fürſorge für einen Zeitraum von ſechs Jahren 
in einer Anzayl gleich der Halfte der von den einzelnen Anſtalten 
delegierten Miglieder ernannt worden find. 

Den Borngenden und den ftellvertretenten Vorſitzenden des 
Verbandes beruft der Miniſter für Arbeit und ſoziale Burſorge aus 
der Miite der ernannten Mitglieder. 

Außerdem finden die Beſimmungen des Art. 75, Abſ. 1 und 
letzter ubj., 76 und 77, Abſ. 3 und 4, 79, Abſ. 2 und 3, 80 und 85 
entſprechende Anwendung. 

Art. 90. Die Reoifionstommiffion des Verbandes der Ange- 
ſtellenverſicherungsanſtanen beſteht aus den oon den Reviſionskom⸗ 
miſſionen der Anſtallen zu je eımem aus jeder Kommiſſion eniſandten 
Mitgliedern. : 

Außerdem finden die Beſtimmungen des Art. 81, Abſ. 2 bis 6 
über die Reviſionskommiſſion der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt ent- 
ſprechende Anwendung auf die Reviſionskommiſſion des Verbandes 
dieſer Anſtalten. ; 

Art. 91. Die Direftoren bezw. Leiter des Verbandes der 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalten, von denen einer allgemeiner Direk⸗ 
tor ift, der zweite techniſcher und Verſicherungstechniker ſein muß, 
ernennt und entläßt der Vorſtand unter Vorvehalt der Beſtätigung 
der diesbezüglichen Beſchlüſſe durch die ſtaatliche Aufſichtsbehorde. 

Die Betätigung von Seiten der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
erfordern gleichfalls Beſchlüſſe, die die Dienſtperhältniſſe des Ver⸗ 
bandsperſonals regeln. 

Zum Tätigkeitsbereich der Direktoren gehört die Leitung des 
Büros ſowie die Vorbereitung von Anträgen in Angelegenheiten, 
die dem Vorſtande vorbehalten ſind. 

An den Sitzungen des Vorſtandes nehmen mit beratender 
Stimme die Direktoren (Leiter) bezw. die zu ihrer Vertretung abge 
ordneten Beamten des Verbandes teil, 

Art. 92. Rechtskräſtige Beſchlüſſe, die innerhalb der Grenzen 
der in dieſer Verordnung und den Satzungen des Verbandes geſaßt 
worden find, find verbindlich für alle Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
anſtalten. 

122. Allgemeine Organiſations- und Wahlvorſchriſten. 

Art. 93. Die Wahlen der Behörden und Organe der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsanſtalt ſowie des Verbandes dieſer Anſtalter 
finden mit geheimer Abſtimmung mit einfacher Stimmenmehrhei 


ſtatt. 


Bei den Ratswahlen gilt der Grundſatz der Verhältniswahl. 

Die einzelnen Wahlvorſchriften beſtimmt die vom Miniſter fil 
Arbeit und ſoziale Fürſorge im Einverſtändnis mit dem Innen⸗ 
miniſter erlaſſene Wahlordnung. 

Ark. 94. Das aktive Wahlrecht 
Geſchlechtes alle: 


haben ohne Unterſchied des 


1.) Pflichtverſicherten und die freiwillig weiter Verſicherten, die 
mindeſtens ſechs Wochen vor Ausſchreibung der Wahlen zur Ber- 
ſicherung angemeldet waren, jowie die Angeſtellten, die gemäß dieſer 
Verordnung Leistungen beziehen, — alle unter der Bedingung der 
Beendigung des 21. Lebensjahres, 

2.) Arbeitgeber, die ſtändig einen oder mehr Angeſtellte beſchäf⸗ 
tigen, die mindeſtens ſechs Wochen vor Ausſchreibung der Wahlen 
in der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt verſichert waren. 

Die Zahl der Stimmen, die den einzelnen Arbeitgebern bei Wahl 
ihrer Vertreter für den Rat zuſtehen, regelt die Wahlordnung ab⸗ 
hängig von der Zahl der gemäß dieſer Verordnung verſicherten bei 
dem betreſſenden Arbeitgeber beſchäftigten Arbeitern. 

Das puflive Wahlrecht huben die Wähler, die polniſche Staats» 
angehörige ſind und das 25. Lebensjahr beendet haben. 

Einem Angeſtellten der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt oder des 
Verbandes der Angeſtelltenverſicherunganſtalten iſt die Annahme 
eines Mundats als Ratsmitglied nur unter der Bedingung geſtattet, 
daß er ſein Dienſtverhältnis löſt. 

Art. 95. Das paſſive Wahlrecht ſteht nicht zu Perſonen: 

1.) die durch Gerichtsurteil die Fähigkeit zur Bekleidung öſſent⸗ 
licher Memter verloren haben, 

2.) die inſolge einer Gerichtsentſcheidung 
recht über ihr Vermögen beſchränkt worden find, 

3.) die wegen eines Vergehens aus Gewinnſucht 
beſtraft worden ſind. 

Außerdem ſteht das paſſive Wahlrecht nicht dem Arbeitgeber zu, 
der am letzten Tage der Anmeldungsſriſt der Kandidarenliſten trotz 
Aufforderung zur Entrichtung des Rüͤckſtandes für drei Monate im 
Rückſiande ift, falls er nicht für die Abzahlung des Rückſtandes 
Erleichterungen erlangt hat. 

Art. 96. Die Vornahme der Wahlen ordnet der Vorſitzende 
an, in deffen Vertretung der ſtell vertretende Vorſitzende. 

Die Behörden und Organe der Anſtalt, ſowie des Verbandes 
der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten werden für ſechs Jahre gewählt 
mit Ausnahme der Reviſionskommiſſion, die jährlich gewählt wird. 

Die Mitglieder der Behörden und Organe der Anſtalt bezw. 
des Verbandes üben ihre Tätigkeit aus bis zur Uebernahme durch 
ihre Nachfolger. I 

Die Mitglieder dieſer eBhörden und Organe find verpflichtet, 
an den Sitzungen teilzunehmen und im Verhinderungsfalle den Vors 
ſitzenden hiervon rechtzeitig zu benachrichtigen. 

Die Mitglieder der Behörden und Organe der Anſtalt oder des 
Verbandes üben ihre Tätigkeit unentgeltlich aus, jedoch ſteht ihnen 
das Recht zu auf Tagegelder in der Zeit der Ausübung der Tütig⸗ 
keit, auf Erſtattung getragenen Verdienſtes nach dem von den Räten 
der Anſtalt bezw. der Verwaltung des Verbandes gefaßten Grund» 
jagen zu. 

Dem Vorſitzenden (ſtellvertretenden Vorſitzenden) des Verbandes 
bezw. der Anſtalt kann eine monatliche Pauſchalentſchädigung fur 
die der Arbeit für dieſes Inſtitut gewidmete Zeit zugeſprochen 
werden. "a 

Die Beſchlüſſe, von denen in Abſatz 5 und 6 die Rede, bedürfen 
der Beſtätigung durch die ſtaatliche Auſſichtsbehörde. 

Die Durchführung der erſten Wahlen ordnet der Miniſter für 
Arbeit und ſoziale Fürſorge an. j 

At. 97. Ein Ratsmitglied verliert das Mandat: 

1.) in der Gruppe der Verſicherten — falls feine Verſicherungs⸗ 
pflicht gemäß einer Verordnung erliſcht, falls er die freiwillige Fort- 
ſetzung der Verſicherung unterläßt, oder wenn es ſich um einen 
Angeſtellten handelt, der Leiſtungen bezieht, fulls dieſer das Recht 
auf dieſelben verliert — bezw. die Einſtellung derſelben mit Bezug 
auf ihn erfolgt; 

2.) in der Gruppe der Arbeitgeber — falls er aufhört, gemäß 
dieſer Verordnung Pflichtverſicherte zu beſchäftigen; 

3.) in beiden Gruppen — falls Umſtände eintreten, die ihm 
das paſſive Wahlrecht nehmen (Art. 94 und 95), und außerdem 
wegen dreimaliger unbegründeter Nichtanweſenheit auf den Sitzungen. 

Art. 98. Einem Ratsmitglied wird das Mandat durch die 
ſtaatliche Aufſichtsbehörde von Amtswegen oder auf Antrag des 
Vorſitzenden der Anſtalt entzogen: 

1.) bei feſtgeſtelltem Mißbrauch feiner Stellung zu perſönlichen 
Zwecken, 

2.) bei einer feſtgeſtellten abſichtlichen Tätigkeit 
der Anſtalt. 3 

Falls gegen ein Ratsmitglied ſtrafrechtliche Unterſuchungen eins 
geleitet werden, kann dasſelbe durch die ſtaatliche Aufſichtsbehörde 
auf Antrag der Vorſitzenden oder von Amtswegen ſeiner Tätigkeit 
bis zum Erlaß des rechtskräftigen Urteils enthoben werden, 


in dem Verfügungs⸗ 


gerichtlich 


zu Ungunſten 


23. Das Verhälinis der gemäß diefer Verordnung geſchaffenen 
Verſicherungsinſtilule zu den enkſprechenden Arbeilsverſicherungsinſti⸗ 
futen und den Inſtituten für Krankheitsverſicherung. 

Art. 99. Zu den Zwecken der in dieſer Verordnung geregelten 
Verſicherung üben die Sozialverſicherungskaſſen auf Verlangen einer 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt folgende Tätigkeit aus:“ 

1.) ſie liefern zu zuſtändigen Angeſtelltenverſicherungsanſtalten 
Material zur Regiſtrierung aller Perſonen, die gemäß dieſer Ver⸗ 
ordnung der Veſicherungspflicht unterliegen, und prüfen die erfolgten 
Anmeldungen nach; 

2.) fie ziehen fällige Beiträge auf Grund von Fälligkeitsliſten, 

die von der zuſtändigen Angeſtelltenverſicherungsanſtalt eingeſandt 
ind, ein; 
3.) ſie führen die Unterſuchung des Geſundheitszuſtandes von 
Perſonen durch, die ſich um ein Heilverfahren bemühen (Art. 61), 
ſowie Perſonen, deren Anſpruch auf Leiſtungen abhängig von der 
Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs iſt; 

4.) fie nehmen Anſprüche auf Leiſtungen wegen Arbeitsloſigkeit 
an und überſenden ſie mit etwaigen Bemerkungen an die zuſtändige 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt; 

5.) fie prüfen die Berechtigung der Perſonen, die 
erhalten; 

6.) fie zahlen die Arbeits loſenunterſtützungen aus. 

Art. 100. Den Sozialverſicherungskaſſen find von den Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalten die mit Ausübung der in Art. 99 angeführten 
Tätigkeiten verbundenen Koſten zu erſtatten; falls es zu keiner Ver⸗ 
ſtändigung kommt, ſetzt der Miniſter für Arbeit und ſoziale Für⸗ 
jorge die Höhe der Koſten feſt. 

Der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge kann im Wege 
einer nach Anhörung von Gutachten der Verbände beiden daran 
beteiligten Inſtituten erlaſſenen Verordnung einheitliche Grundſätze 
feſtſetzen für die Berechnung der Gebühren für die Sozialverſiche⸗ 
rungskaſſen für Ausführung obiger Tätigkeiten. 

Das Verhältnis der Inſtitune, die gemäß dieſer Verordnung 
die Verſicherung durchführen, zu den Inſtituten, die die entſprechende 
Arbeiterverſicherung durchführen, beſtimmt der Miniſterrat auf Antrag 
des Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge. 

24. Die Mittel zur Deckung der Verſicherungsleiſtungen. 

Art. 101. Zur Deckung der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Leiſtungen dienen die für jeden Kalendermonat fälligen Beiträge, in 
dem der Angeſtellte der Verſicherungspflicht unterlug (Art. 7). 

Für die Entrichtung des auf Grund der Verſicherungspflicht 
zu zahlenden Beitrages haſtet der Arbeitgeber, dem das Recht zum 
Abzug des Teiles des Beitrages zuſteht, der auf den Angeſtellien 
entſällt, in der in Art. 104 uno 105 feſtgeſetzten Höhe und Zeit. 

Für die Auszahlung der gemäß dieſer Verordnung zu zahlen⸗ 
den Leiſtungen haftet im Verhältnis zun Berechtigten die letzte 
zuſtändige Angeſtelltenverſicherungsanſtalt. Die ſich aus den Leiſtun⸗ 
gen ergebenden Auslagen, auf die Anſpruch erſt nach Inkvafttreten 
dieſer Verordnung enstanden ift, belaſten alle Anſtalten, gemeinſam 
im Verhältnis der Summen der Verſicherungsbeiträge, die den ein⸗ 
zelnen Anſtalten für das betreffende Jahr zuſtehen, ſowie aller Ein⸗ 
künſte und Kapitalsanlagen, die in demſelben Jahre erzielt worden 
find. - 

Die Verteilung der Belajtung nimmt der Verband der Unges 
ſtelltenverſicherungsanſtalten vor (Art. 86 § 6), in dem er den ein⸗ 
zelnen Anſtalten die Abrechnung und die Art ihrer Durchführung 
mitteilt. 

Art. 102. Die Höhe des Beitrages zur Deckung der in dieſer 
Verordnung für den Fall der Arbeitsloſigkeit vorgeſehenen Leiſtungen 
beträgt für die erſten fün Jahre — zwei Prozent des Grundlohnes 
der betrefſenden Verdienſtgruppe (Art. 14), wobei Beträge bis zu 
fünf Groſchen einſchließlich nicht berückſichtigt werden, Beträge aber 
über fünf Groſchen bis zur nächſten 10 nach oben abgerundet werden. 

Falls obiger Beitrag die zur Deckung der oben bezeichneten 
Leiſtungen erforderliche Mittel nicht ſchaffen folte, kann der Miniſter⸗ 
rat auf Antrag des Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge 
jederzeit im Wege einer Verordnung für eine angenommene Zeit 
den Beitrag zu der für obigen Zweck erforderlichen Höhe erhöhen. 
jedoch nicht mehr als um drei Prozent des Grundlohnes. 

Alle fünf Jahre nach Inkraſttreten dieſer Verordnung beſtimmt 
der Miniſterrat durch Verordnung — unter dem in Abſ. 2 enthal 
tenen Vorbehalt — die Höhe des Beitrages auf Antrag des Miniſters 
für Arbeit und ſoziale Fürforge, der auf Grund der nach Einholung 
Gutachten des Vorſtandes des Verbandes der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalten durchgeführten verſicherungskechniſchen Unterſuchungen 
vorgelegt worden iſt. 

Die Geldmittel zur Deckung von Leiſtungen bei Arbeitsloſigkeit 
bilden einen beſonderen Fonds, der als ſolcher getrennt von den 
anderen Fonds der Angeſtellrenderſicherungsanſtalb verwaltet werden 
muß. (Fortſetzung in der Beilage.) 


Leiſtungen 


